
P. b. b. Erscheinungsort Wien, Verlagspostamt 1030 Wien

1783

BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1969 Ausgegeben am 30. September 1969 82. Stück
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nationalen Tierseuchenamtes in Paris

334. Kundmachung : Beitritt Norwegens zum Übereinkommen über den Beförderungsvertrag im
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335. Vereinbarung über den Straßengüterverkehr zwischen Österreich und Frankreich
3 3 6 . Protokoll über die Abänderung des Übereinkommens zwischen dem Bundesministerium für

Finanzen der Republik Österreich und dem Bundesminister der Finanzen der
Bundesrepublik Deutschland über die steuerliche Behandlung des grenz-
überschreitenden Güterverkehrs auf der Straße

3 3 7 . Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Türkischen Republik über Soziale
Sicherheit samt Schlußprotokoll

3 3 8 . Vereinbarung zur Durchführung des Abkommens zwischen der Republik Österreich und
der Türkischen Republik über Soziale Sicherheit

3 3 3 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 1. September 1969 betreffend den
Geltungsbereich des Internationalen Abkom-
mens vom 25. Jänner 1924 zur Schaffung
eines Internationalen Tierseuchenamtes in

Paris
Nach Mitteilung der Regierung der Französi-

schen Republik haben folgende weitere Staaten
Ratifikations- oder Beitrittsurkunden beziehungs-
weise Kontinuitätserklärungen zum Internatio-
nalen Abkommen zur Schaffung eines Internatio-
nalen Tierseuchenamtes in Paris (BGBl. Nr. 285/
1928, letzte Kundmachung betreffend den Gel-
tungsbereich BGBL Nr. 152/1962) hinterlegt:

Algerien, Botswana, Chile, Ecuador, Indien,
Kamerun, Kanada, Kenia, Korea, Paraguay,
Sambia, Südafrika, Sudan, Südrhodesien (durch
Ausdehnungserklärung des Vereinigten König-
reiches von Großbritannien und Nordirland).

Im zweiten Absatz der Kundmachung BGBl.
Nr. 108/1960 sind die Staatennamen „Israel",
„Türkei", „Uruguay" und „Venezuela" samt den

unmittelbar nach diesen stehenden Beistrichen zu
streichen.

Klaus

3 3 4 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 3. September 1969 betreffend den Bei-
tritt Norwegens zum Übereinkommen über
den Beförderungsvertrag im internationalen
Straßengüterverkehr vom 19. Mai 1956

(CMR)

Nach Mitteilung des Generalsekretariats der
Vereinten Nationen hat Norwegen am 1. Juli
1969 seine Beitrittsurkunde zum Übereinkommen
über den Beförderungsvertrag im internationalen
Straßengüterverkehr (CMR) (BGBl. Nr. 138/
1961, letzte Kundmachung betreffend den Gel-
tungsbereich BGBl. Nr. 323/1969) hinterlegt.

Das Übereinkommen tritt somit für Norwegen
am 29. September 1969 in Kraft.

Klaus

335.
V E R E I N B A R U N G

ÜBER DEN STRASSENGÜTERVER-
KEHR ZWISCHEN ÖSTERREICH UND

FRANKREICH

Artikel 1
Die Bestimmungen der vorliegenden Verein-

barung finden auf Güterbeförderungen Anwen-

46 170
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dung, die zwischen den beiden Staaten von öster-
reichischen oder französischen Unternehmen im
gewerblichen und Werkverkehr mit in diesen
Staaten zugelassenen Kraftfahrzeugen durchge-
führt werden, sowie auf Beförderungen im
[Transitverkehr, der von diesen Unternehmen mit
solchen Fahrzeugen durch Frankreich oder durch
Österreich durchgeführt wird.

Artikel 2

Transportunternehmen eines der beiden
Staaten können Transporte zwischen dem Gebiet
des anderen Staates und einem dritten Staat unter
der Bedingung durchführen, daß bei diesen Trans-
portes das Land, in dem das Fahrzeug zugelassen
ist, durchfahren wird.

Die Unternehmen, die internationale Beförde-
rungen durchführen, dürfen auf dem Gebiet des
anderen Staates keine Binnentransporte durch-
führen.

Artikel 3

Zur Durchführung internationaler Güter-
beförderungen auf dem Gebiete eines der beiden
Staaten müssen die Unternehmen für die
betreffenden Fahrzeuge im Besitz eines Ausweises
sein.

Von der Ausweispflicht sind ausgenommen:
— die gelegentliche Beförderung von Gütern

nach und von Flughäfen bei Umleitung der
Flugdienste;

— die Beförderung von Gepäck in Anhängern
an Kraftfahrzeugen für die Personenbeför-
derung und die Beförderung von Gepäck
mit Fahrzeugen jeglicher Art nach und von
Flughäfen;

— die Beförderung von Postsendungen;
— die Einfahrt von Reparatur- und Ab-

schleppfahrzeugen ebenso wie die Beförde-
rung von beschädigten Fahrzeugen;

— die Beförderung von Müll und Fäkalien;
— die Beförderung von Tierkörpern zur Tier-

körperbeseitigung ;
— die Beförderung von Bienen und Fischbrut;
— die Überführung von Leichen.

Artikel 4

Die Ausweise werden von der zuständigen Be-
hörde an die Unternehmen des eigenen Staates
auf den ihr durch die zuständige Behörde des
anderen Staates übermittelten Formularen im
Rahmen des durch eine Vereinbarung der zu-
ständigen Behörden der beiden Staaten jährlich
festgesetzten Kontingentes ausgegeben.
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Zu diesem Zwecke tauschen die zuständigen
Behörden der beiden Staaten die erforderlichen
Drucksorten aus.

Die Ausgabe von Ausweisen außerhalb des
Kontingentes wird für folgende Beförderungen
vereinbart:

— die Beförderung von Kunstgegenständen
und Kunstwerken für Ausstellungen
oder für gewerbliche Zwecke;

— die gelegentliche Beförderung von Gütern,
die ausschließlich zur Werbung oder Infor-
mation bestimmt sind;

— die Beförderung von Umzugsgut durch
Unternehmen, die über entsprechende Fach-
kräfte und Ausrüstungen verfügen;

— die Beförderung von Geräten, Zubehör und
Tieren zu oder von Theater-, Musik-, Film-,
Sport- und Zirkusveranstaltungen, Messen
oder Jahrmärkten sowie für Rundfunk-,
Film- oder Fernsehaufnahmen.

Artikel 5

Es sind zwei Arten von Ausweisen vorgesehen:
1. Einzelausweise, gültig für eine oder mehrere

Fahrten und mit einer Gültigkeitsdauer von
drei Monaten;

2. Dauerausweise, gültig für eine unbestimmte
Anzahl von Fahrten und mit einer Gültigkeits-
dauer von einem Jahr.
Die Ausweise berechtigen den Unternehmer

zur Aufnahme von Rückfrachten.

Artikel 6

Den Ausweisen kann ein Fahrtenbericht ange-
schlossen werden.

Diese Fahrtenberichte werden von den Zoll-
organen bei der Einfahrt und Ausfahrt aus dem
Gebiet des Staates, für den der Ausweis gültig
ist, abgestempelt.

Artikel 7

Die Inhaber der Ausweise und deren Dienst-
nehmer haben im jeweils durchfahrenen Gebiet
insbesondere die verkehrsrechtlichen Bestimmun-
gen zu beachten. Die durchzuführenden Beförde-
rungen müssen mit den Angaben des Ausweises
übereinstimmen; dieser ist im Fahrzeug mitzu-
führen und auf Verlangen den mit der Über-
wachung beauftragten Organen vorzuweisen.



1786 82. Stück — Ausgegeben am 30. September 1969 — Nr. 335

Artikel 8

Wenn bei einem Transport eines unteilbaren
Gutes die Abmessungen oder Gewichte des Fahr-
zeuges oder der Ladung die auf dem Gebiet des
anderen Staates zulässigen Höchstgrenzen über-
schreiten, bedarf das Fahrzeug einer besonderen
Genehmigung, die durch die zuständige Behörde
dieses Staates ausgestellt wird.

Artikel 9

Die zuständigen Behörden übermitteln ein-
ander periodisch das Verzeichnis der ausgestellten
Ausweise. Sie tauschen über die Erteilung dieser
Ausweise statistische Informationen aus und
geben einander die tatsächlich in Anspruch ge-
nommenen Ausweise bekannt.

Artikel 10

Die beiden Behörden überwachen die Einhal-
tung der Bestimmungen dieser Vereinbarung
durch die Inhaber der Ausweise und teilen ein-
ander die festgestellten Übertretungen und die
vorgeschlagenen Maßnahmen mit. Diese Maß-
nahmen können darin bestehen, daß an Unter-
nehmen, die die Bestimmungen übertreten,
weitere Ausweise zeitweilig oder dauernd nicht
ausgestellt werden. Die Behörde, die den Ausweis
ausgestellt hat, soll, nachdem sie von der Be-
hörde des anderen Staates, wo die Übertretung
festgestellt worden ist, konsultiert worden ist,
die ihrer Rechtsordnung entsprechenden Maß-
nahmen ergreifen, die ihr vorgeschlagen werden.

Artikel 11

Die Vertreter der beiden zuständigen Behörden
treten im Bedarfsfalle in einer gemischten Kom-
mission zusammen, um die klaglose Durchfüh-
rung der Vereinbarung sicherzustellen, die
einzelnen Anwendungsmöglichkeiten, insbeson-
dere im Hinblick auf deren Anpassung an die
Verkehrsentwicklung, festzulegen und um
Schwierigkeiten, die sich aus der Anwendung
dieser Vereinbarung ergeben könnten, zu lösen.

Artikel 12
Die zuständigen Behörden beider Staaten

regeln die Art der Anwendung der gegenständ-
lichen Vereinbarung durch ein Protokoll, das zu-
gleich mit der Vereinbarung unterzeichnet wird.
Die im Artikel 11 dieser Vereinbarung vorge-
sehene gemischte Kommission ist für die allen-
falls erforderliche Abänderung des genannten
Protokolls zuständig.

Artikel 13

Die vorliegende Vereinbarung wird für die
Dauer eines Jahres abgeschlossen und tritt am
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1. Oktober 1969 in Kraft. Sie tritt an die Stelle
der Vereinbarung *), die am 14. Oktober 1964 in
Wien unterzeichnet wurde.

Die Vereinbarung wird von Jahr zu Jahr still-
schweigend verlängert, es sei denn, daß sie von
dem einen oder anderen Vertragspartner drei
Monate vor ihrem Ablauf gekündigt wird.

Geschehen zu Wien, am 4. Juli 1969.

Für den Bundesminister für Handel, Gewerbe
und Industrie der Republik Österreich:

Fenz m. p.

Für den Transportminister der Französischen
Republik:

Pietri m. p.

*) BGBl. Nr. 324/1964

Klaus

336.
P r o t o k o l l

über die Abänderung des Übereinkommens
vom 2./23. Mai 1962 zwischen dem Bundes-
ministerium für Finanzen der Republik
Österreich und dem Bundesminister der
Finanzen der Bundesrepublik Deutschland
über die steuerliche Behandlung des grenz-
überschreitenden Güterverkehrs auf der

Straße •)

Das Bundesministerium für Finanzen der
Republik Österreich und der Bundesminister der
Finanzen der Bundesrepublik Deutschland sind
übereingekommen, das Übereinkommen wie folgt
abzuändern:

1. Artikel 1 Absatz 1 hat zu lauten:

(1) Deutsche Unternehmer unterliegen in
Österreich der Beförderungssteuer für die Beför-
derung von Gütern mit Kraftfahrzeugen, die in
der Bundesrepublik Deutschland zum Verkehr
zugelassen sind, im grenzüberschreitenden Ver-
kehr wie folgt:

Die Steuer beträgt für jeden Tonnenkilometer
vom 1. bis zum einschließlich 30. Kilometer

10 Groschen
vom 31. bis zum einschließlich 100. Kilometer

30 Groschen

») BGBl. Nr. 166/1962

vom 101. bis zum einschließlich 135. Kilometer
25 Groschen

vom 136. bis zum einschließlich 250. Kilometer
5 Groschen

und vom 251. Kilometer an
2 Groschen

der auf einer Fahrt in Österreich, sei es auf der
Hinfahrt oder auf der Rückfahrt, zurückgelegten
Beförderungsstrecke.

2. Die in Ziffer 1 bezeichneten Steuersätze sind
ab 1. September 1969 anzuwenden.

3. Die unter den Ziffern 1 und 2 bezeichneten
Änderungen gelten auch für das Land Berlin,
sofern nicht der Bundesminister der Finanzen der
Bundesrepublik Deutschland dem Bundesministe-
rium für Finanzen der Republik Österreich inner-
halb von drei Monaten nach Inkrafttreten des
Übereinkommens eine gegenteilige Erklärung
abgibt.

Geschehen in B o n n , am 20. Juni 1969

in zweifacher Ausfertigung.

Für das Bundesministerium für Finanzen der
Republik Österreich:

Hammerschmidt m. p.

Für den Bundesminister der Finanzen der
Bundesrepublik Deutschland:

Felix Müller m. p.

Klaus
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337.

Nachdem das am 12. Oktober 1966 in Wien unterzeichnete Abkommen zwischen der Republik
Österreich und der Türkischen Republik über Soziale Sicherheit samt Schlußprotokoll, welches
also lautet:

A B K O M M E N

ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DER TÜRKISCHEN REPU-

BLIK ÜBER SOZIALE SICHERHEIT

DER BUNDESPRÄSIDENT DER REPUBLIK
ÖSTERREICH

und
DER PRÄSIDENT DER TÜRKISCHEN

REPUBLIK

IN DEM WUNSCHE, die Beziehungen zwi-
schen den beiden Staaten im Bereiche der
Sozialen Sicherheit zu regeln, und

IN ANERKENNUNG DES Grundsatzes, daß
die Staatsangehörigen der beiden Staaten bei
Anwendung der innerstaatlichen Rechtsvor-
schriften über Soziale Sicherheit einander gleich-
stehen,

SIND ÜBEREINGEKOMMEN, ein Abkom-
men zu schließen, und haben hiefür zu ihren
Bevollmächtigten ernannt:

Der Bundespräsident der Republik Österreich
Herrn Dr. Lujo Tončič-Sorinj, Bundesminister

für Auswärtige Angelegenheiten,

der Präsident der Türkischen Republik
Herrn Seyfi Turagay, außerordentlicher und

bevollmächtigter Botschafter.

Die Bevollmächtigten haben nach Austausch
ihrer in guter und gehöriger Form befundenen
Vollmachten nachstehende Bestimmungen ver-
einbart:

ABSCHNITT I

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1

In diesem Abkommen bedeuten die Ausdrücke

L „ÖSTERREICH"
die Republik Österreich,

„TÜRKEI
die Türkische Republik;
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2. „STAATSANGEHÖRIGER"
in bezug auf Österreich dessen Staatsbürger,
in bezug auf die Türkei eine Person, die die
türkische Staatsbürgerschaft besitzt;

3. „RECHTSVORSCHRIFTEN"
die Gesetze, Verordnungen, Satzungen und
sonstige allgemein rechtsetzende Akte, die
sich auf die in Artikel 2 bezeichneten Zweige
der Sozialen Sicherheit beziehen und im
Gebiet oder in einem Teil des Gebietes eines
Vertragsstaates in Kraft sind;

4. „ZUSTÄNDIGE BEHÖRDE"
in bezug auf Österreich das Bundesmini-
sterium für soziale Verwaltung, hinsichtlich
der Kinderbeihilfe aber das Bundesministe-
rium für Finanzen, in bezug auf die Türkei
das Arbeitsministerium;

5. „VERSICHERUNGSTRÄGER"
die Einrichtung oder Behörde, der die An-
wendung der in Artikel 2 bezeichneten
Rechtsvorschriften oder eines Teiles davon
obliegt;

6. „ZUSTÄNDIGER VERSICHERUNGS-
TRÄGER"
den Versicherungsträger, bei dem die betref-
fende Person im Zeitpunkt des Antrages auf
Leistung versichert ist oder gegen den sie
einen Anspruch auf Leistungen hat oder noch
haben würde, wenn sie sich im Gebiete des
Vertragsstaates, in dem sie zuletzt versichert
•war, aufhalten würde;

7. „FAMILIENANGEHÖRIGER"

einen Familienangehörigen im Sinne der an-
zuwendenden Rechtsvorschriften;

8. „BESCHÄFTIGUNG"
eine Beschäftigung oder Tätigkeit im Sinne
der anzuwendenden Rechtsvorschriften;

9. „VERSICHERUNGSZEITEN"
Beitragszeiten und gleichgestellte Zeiten;

10. „BEITRAGSZEITEN"
Zeiten, die nach den Rechtsvorschriften eines
Vertragsstaates als Beitragszeiten gelten;

11. „GLEICHGESTELLTE ZEITEN"
in bezug auf Österreich die Ersatzzeiten, in
bezug auf die Türkei die nach den Über-
gangsbestimmungen des Sozialversicherungs-
gesetzes zu berücksichtigenden Vordienst-
zeiten;
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12. „GELDLEISTUNG", „PENSION" ODER
„RENTE"
eine Geldleistung, eine Pension oder eine
Rente einschließlich aller Zuschläge, Zu-
schüsse und Erhöhungen;

13. „KINDERBEIHILFE"
in bezug auf Österreich die Kinderbeihilfe
für Dienstnehmer einschließlich des Ergän-
zungsbetrages und die Mütterbeihilfe.

Artikel 2

(1) Dieses Abkommen bezieht sich

1. in Österreich auf die Rechtsvorschriften über

a) die Krankenversicherung mit Ausnahme
der folgenden Sonderversicherungen:
aa) Sonderversicherung für selbständig

Erwerbstätige,
bb) Sonderversicherung für Kriegshinter-

bliebene und Hinterbliebene von
Präsentdienern,

cc) Sonderversicherung für Kriegsbeschä-
digte und beschädigte Präsentdiener in
beruflicher Ausbildung,

dd) Sonderversicherung für Bundesange-
stellte;

b) die Pensionsversicherung der Arbeiter, die
Pensionsversicherung der Angestellten und
die knappschaftliche Pensionsversicherung;

c) die Unfallversicherung mit Ausnahme der
Unfallversicherung der selbständig Erwerbs-
tätigen und der Unfallversicherung der
Kriegsbeschädigten und der beschädigten
Präsentdiener in beruflicher Ausbildung;

d) die Kinderbeihilfe;

2. in der Türkei auf die Rechtsvorschriften über
a) die Krankenversicherung,
b) die Mutterschaftsversicherung,
c) die Versicherung gegen Arbeitsunfälle und

Berufskrankheiten,
d) die Invaliditäts-, Alters- und Hinterblie-

benenversicherung,
e) die Pensionskasse für Arbeiter der General-

direktion der staatlichen Eisenbahnen und
Häfen,

f) die Pensions- und Wohlfahrtskasse für
Arbeiter in den Betrieben zur Herstellung
militärischer Ausrüstung.

(2) Das Abkommen bezieht sich nicht auf
Rechtsvorschriften über ein neues System oder
einen neuen Zweig der Sozialen Sicherheit sowie
auf Rechtsvorschriften, die das bestehende Recht
auf neue Personengruppen ausdehnen.
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(3) Rechtsvorschriften, die sich aus zwischen-
staatlichen Abkommen im Bereiche der Sozialen
Sicherheit ergeben, sind im Verhältnis zwischen
den beiden Vertragsstaaten nicht zu berück-
sichtigen.

Artikel 3

(1) Die Bestimmungen dieses Abkommens
finden, soweit in diesem Abkommen nichts
anderes bestimmt ist, auf Dienstnehmer und
ihnen Gleichgestellte Anwendung, für welche die
Rechtsvorschriften eines der beiden Vertrags-
staaten gelten oder galten und welche Staats-
angehörige eines der beiden Vertragsstaaten sind,
sowie auf deren Familienangehörige und Hinter-
bliebene.

(2) Die Bestimmungen dieses Abkommens
finden auf Angehörige der diplomatischen und
konsularischen Vertretungen der beiden Ver-
tragsstaaten einschließlich des Verwaltungs- und
technischen Personals sowie der Mitglieder des
dienstlichen Hauspersonals und auf die privaten
Hausangestellten von Angehörigen dieser Dienst-
stellen keine Anwendung.

Artikel 4
(1) Die Staatsangehörigen eines Vertragsstaates,

auf welche die Bestimmungen dieses Abkommens
Anwendung finden, haben, soweit in diesem
Abkommen nichts anderes bestimmt ist, die
gleichen Pflichten und Rechte aus den in
Artikel 2 bezeichneten Rechtsvorschriften wie
die Staatsangehörigen des anderen Vertrags-
staates.

(2) Die Rechtsvorschriften der Vertragsstaaten
über die Wählbarkeit der Versicherten und deren
Arbeitgeber zu den Organen der Selbstver-
waltung bei den Versicherungsträgern und den
Verbänden sowie über die Berufung der Bei-
sitzer in der Schiedsgerichtsbarkeit werden durch
Absatz 1 nicht berührt.

Artikel 5

(1) Soweit in diesem Abkommen nichts anderes
bestimmt ist, dürfen Geldleistungen, Pensionen
und Renten, die nach den Rechtsvorschriften
eines Vertragsstaates erworben worden sind, nicht
deshalb zum Ruhen gebracht werden, weil der
Berechtigte im Gebiete des anderen Vertrags-
staates wohnt.

(2) Geldleistungen, Pensionen und Renten der
Sozialversicherung eines Vertragsstaates werden
an die Staatsangehörigen des anderen Vertrags-
staates, die im Gebiet eines dritten Staates
wohnen, unter denselben Voraussetzungen und
in demselben Umfange gezahlt, als ob es sich
um Staatsangehörige des ersten Vertragsstaates
handle, die im Gebiete dieses dritten Staates
wohnen.
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Artikel 6
(1) Ein auf die Rechtsvorschriften der beiden

Vertragsstaaten gestützter Anspruch auf mehrere
Leistungen gleicher Art oder mehrere Leistungen
aus derselben Versicherungszeit oder aus dem-
selben Versicherungsfall kann auf Grund der
Bestimmungen dieses Abkommens weder er-
hoben noch aufrechterhalten werden; dies gilt
nicht für Ansprüche aus der Pensionsver-
sicherung, die nach Abschnitt II Kapitel 2 er-
hoben werden.

(2) Soweit nach den Rechtsvorschriften eines
Vertragsstaates eine Leistung aus der Sozial-
versicherung oder Bezüge anderer Art oder eine
Erwerbstätigkeit oder ein Sozialversicherungs-
verhältnis rechtliche Auswirkungen auf einen
Leistungsanspruch oder auf die Gewährung einer
Leistung oder auf die Versicherungspflicht in der
Sozialversicherung oder auf die freiwillige Ver-
sicherung haben, kommt die gleiche Wirkung
auch einem der angeführten Tatbestände zu,
wenn dieser im anderen Vertragsstaat eintritt
oder eingetreten ist.

Artikel 7
Unbeschadet der Bestimmungen der Artikel

8 und 9 gelten für Dienstnehmer und ihnen
Gleichgestellte, die im Gebiet eines Vertrags-
staates beschäftigt sind, dessen Rechtsvorschriften
auch dann, wenn sie im Gebiete des anderen
Vertragsstaates wohnen oder wenn sich ihr
Dienstgeber oder der Sitz des Unternehmens,
das sie beschäftigt, im Gebiete des anderen Ver-
tragsstaates befindet.

Artikel 8
(1) Von dem in Artikel 7 aufgestellten Grund-

satz gelten folgende Ausnahmen:
a) Werden Dienstnehmer oder ihnen Gleich-

gestellte aus dem Gebiet eines Vertrags-
staates in das Gebiet des anderen Ver-
tragsstaates von einem Dienstgeber ent-
sendet, so gelten für sie während der ersten
24 Monate ihrer Beschäftigung im Gebiete
des zweiten Vertragsstaates die Rechtsvor-
schriften des ersten Vertragsstaates weiter,
als wären sie noch in dessen Gebiet be-
schäftigt. Wird ihre Beschäftigung im
Gebiete des anderen Vertragsstaates über
diesen Zeitraum hinaus fortgesetzt, so fin-
den die Rechtsvorschriften des ersten Ver-
tragsstaates weiter Anwendung, sofern der
Dienstgeber gemeinsam mit dem Dienst-
nehmer dies spätestens einen Monat vor
Ablauf der 24 Monate beantragt hat
und soweit die zuständige Behörde des
anderen Vertragsstaates unter Bedacht-
nahme auf die Art und die Umstände
der Beschäftigung zustimmt. Vor der
Entscheidung ist der zuständigen Be-
hörde des ersten Vertragsstaates Gelegen-
heit zur Stellungnahme zu geben.
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b) Werden Dienstnehmer oder ihnen Gleich-
gestellte, die im Dienst eines Unternehmens
stehen, das für Rechnung Dritter oder auf
eigene Rechnung die Beförderung von
Personen oder Gütern durchführt und
seinen Sitz im Gebiet eines Vertragsstaates
hat, im Gebiete des anderen Vertrags-
staates beschäftigt, so gelten sie als im
Gebiete des Vertragsstaates beschäftigt, in
dem das Unternehmen seinen Sitz hat";
unterhält das Unternehmen im Gebiete des
anderen Vertragsstaates eine Zweignieder-
lassung, so gelten die von dieser beschäf-
tigten Dienstnehmer als im Gebiete des
Vertragsstaates beschäftigt, in dem sich der
Sitz der Zweigniederlassung befindet.

(2) Absatz 1 gilt ohne Rücksicht auf die Staats-
angehörigkeit des Dienstnehmers.

Artikel 9

Auf gemeinsamen Antrag der betroffenen
Dienstnehmer und Dienstgeber kann die in-
ständige Behörde des Vertragsstaates, dessen
Rechtsvorschriften nach den Artikeln 7 oder 8
Absatz 1 Buchstabe b anzuwenden wären, die
Befreiung von diesen Rechtsvorschriften zulassen,
wenn die Dienstnehmer auf Grund der Beschäf-
tigung einem System der Sozialen Sicherheit im
anderen Vertragsstaat unterliegen oder wenn sie
von der zuständigen Behörde des anderen Ver-
tragsstaates einem System der Sozialen Sicherheit
unterstellt werden. Bei der Entscheidung ist auf
die Art und die Umstände der Beschäftigung
Bedacht zu nehmen. Vor der Entscheidung ist
der zuständigen Behörde des anderen Vertrags-
staates Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

ABSCHNITT II

BESONDERE BESTIMMUNGEN
K a p i t e l 1

Krankenversicherung

Artikel 10

Galten für einen Versicherten nacheinander
oder abwechselnd die Rechtsvorschriften der
beiden Vertragsstaaten, so werden für den
Erwerb, die Aufrechterhaltung und das Wieder-
aufleben des Leistungsanspruches die nach den
Rechtsvorschriften der beiden Vertragsstaaten
zurückgelegten Versicherungszeiten zusammen-
gerechnet, soweit sie sich nicht überschneiden.

Artikel 11

(1) Begibt sich ein Versicherter in das Gebiet
des anderen Vertragsstaates, so hat er für sich
und seine in diesem Gebiete befindlichen
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Familienangehörigen Anspruch auf die in den
Rechtsvorschriften des anderen Vertragsstaates
vorgesehenen Leistungen unter folgenden Vor-
aussetzungen:

a) Er muß bei seiner letzten Einreise in das
Gebiet dieses Vertragsstaates arbeitsfähig
gewesen sein;

b) er muß nach seiner letzten Einreise in
dieses Gebiet pflichtversichert gewesen sein;

c) er muß unter Berücksichtigung der in
Artikel 10 vorgesehenen Zusammenrech-
nung der Zeiten die in den Rechtsvor-
schriften dieses Vertragsstaates bestimmten
Voraussetzungen erfüllen.

(2) Erfüllt der Versicherte in den Fällen des
Absatzes 1 nicht die Voraussetzungen der Buch-
staben a, b oder c und tritt der Versicherungsfall
innerhalb des in den Rechtsvorschriften des Ver-
tragsstaates, in dessen Gebiet er vor dem Wechsel
seines Wohnortes zuletzt versichert war, vorge-
sehenen Zeitraumes ein, so hat er Anspruch auf
Leistungen nach diesen Rechtsvorschriften. Die
Bestimmungen des Artikels 12 Absätze 3 bis 6
finden entsprechend Anwendung.

Artikel 12

(1) Ist ein Versicherter bei einem Versiche-
rungsträger eines Vertragsstaates versichert und
wohnt er in dessen Gebiet, so erhält er bei
einem vorübergehenden Aufenthalt im Gebiete
des anderen Vertragsstaates Leistungen, wenn
sein Zustand sofort ärztliche Betreuung ein-
schließlich Krankenhauspflege erforderlich macht.

(2) Ist ein Versicherter zu Lasten eines Ver-
sicherungsträgers eines Vertragsstaates anspruchs-
berechtigt und wohnt er in dessen Gebiet, so
behält er diesen Anspruch, wenn er seinen Wohn-
ort in das Gebiet des anderen Vertragsstaates
verlegt. Der Versicherte muß vor dem Wohnort-
wechsel die Zustimmung des zuständigen Ver-
sicherungsträgers einholen. Die Zustimmung
kann aber nur wegen des Gesundheitszustandes
des Berechtigten verweigert werden. Die Zu-
stimmung kann nachträglich erteilt werden,
wenn die Voraussetzungen dafür vorliegen und
die Zustimmung aus entschuldbaren Gründen
nicht vorher eingeholt werden konnte. Für die
Leistungen bei Mutterschaft kann die Zustim-
mung vor Eintritt des Versicherungsfalles erteilt
werden.

(3) Hat ein Versicherter nach den Bestim-
mungen der Absätze 1 und 2 einen Leistungs-
anspruch, so werden die Sachleistungen von dem
Versicherungsträger seines Aufenthaltsortes oder
seines neuen Wohnortes gewährt, und zwar nach
den für diesen Versicherungsträger geltenden
Rechtsvorschriften, insbesondere in bezug auf
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das Ausmaß sowie die Art und Weise der
Leistungsgewährung; ihre Dauer richtet sich
jedoch nach den für den zuständigen Versiche-
rungsträger geltenden Rechtsvorschriften.

(4) In den Fällen der Absätze 1 und 2 hängt
die Gewährung von Körperersatzstücken,
größeren Hilfsmitteln und anderen Sach-
leistungen von erheblicher Bedeutung davon ab,
daß der zuständige Versicherungsträger hiezu
seine Zustimmung gibt; dies gilt nicht für Fälle
unbedingter Dringlichkeit. Unbedingte Dring-
lichkeit ist gegeben, wenn die Gewährung der
Leistung nicht aufgeschoben werden kann, ohne
das Leben oder die Gesundheit des Betreffenden
ernsthaft zu gefährden.

(5) In den Fällen der Absätze 1 und 2 werden
die Geldleistungen nach den für den zuständigen
Versicherungsträger geltenden Rechtsvorschriften
gewährt. Diese Leistungen können von einem
Versicherungsträger des anderen Vertragsstaates
für Rechnung des zuständigen Versicherungs-
trägers nach der Art und Weise gezahlt werden,
die in einer Durchführungsvereinbarung festge-
legt wird.

(6) Die Bestimmungen der Absätze 1 bis 5
finden auf Familienangehörige entsprechend An-
wendung.

Artikel 13

(1) Die Familienangehörigen eines Versicherten,
der bei einem Versicherungsträger eines Ver-
tragsstaates versichert ist, erhalten, wenn sie im
Gebiete des anderen Vertragsstaates wohnen,
Sachleistungen, als ob der Versicherte bei dem
Versicherungsträger ihres Wohnortes versichert
wäre. Das Ausmaß sowie die Art und Weise der
Leistungsgewährung richten sich nach den für
diesen Versicherungsträger geltenden Rechtsvor-
schriften, ihre Dauer richtet sich jedoch nach den
Rechtsvorschriften des ersten Vertragsstaates.

(2) Verlegen die Familienangehörigen ihren
Wohnort in das Gebiet des Vertragsstaates, in
dem der zuständige Versicherungsträger seinen
Sitz hat, so erhalten sie Leistungen nach den für
diesen geltenden Rechtsvorschriften. Dies gilt
auch, wenn die Familienangehörigen für den-
selben Fall der Krankheit oder der Mutterschaft
bereits Leistungen von einem Versicherungsträger
des Vertragsstaates erhalten haben, in dessen
Gebiet sie vor dem Wohnortwechsel gewohnt
haben. Sehen die Rechtsvorschriften eines Ver-
tragsstaates eine Höchstdauer für die Leistungs-
gewährung vor, so wird die Zeit, in der für
denselben Fall der Krankheit oder Mutterschaft
Leistungen nach den Rechtsvorschriften des
anderen Vertragsstaates gewährt worden sind,
von dem zuständigen Versicherungsträger auf die
Höchstdauer angerechnet.
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(3) Gilt eine Person nach den Rechtsvor-
schriften der beiden Vertragsstaaten als Familien-
angehöriger, so werden die Leistungen nur
einmal gewährt. Zur Erbringung der Leistungen
ist der Versicherungsträger des Vertragsstaates
verpflichtet, in dessen Gebiet der Familien-
angehörige wohnt.

Artikel 14

(1) Wohnt ein nach den Rechtsvorschriften der
beiden Vertragsstaaten zum Bezug einer Pension
oder Rente Berechtigter im Gebiet eines Ver-
tragsstaates und hat er nach den Rechtsvor-
schriften dieses Vertragsstaates Anspruch auf
Sachleistungen, so werden sie ihm und seinen
Familienangehörigen von dem Versicherungs-
träger seines Wohnortes gewährt, als ob er zum
Bezug einer Pension oder Rente lediglich nach
den Rechtsvorschriften des Vertragsstaates
berechtigt wäre, in dem er wohnt. Diese
Leistungen gehen zu Lasten des Versicherungs-
trägers des Vertragsstaates, in dem der Berech-
tigte wohnt. Artikel 12 Absätze 1 und 3 bis 6
und Artikel 13 gelten entsprechend.

(2) Wohnt ein nach den Rechtsvorschriften nur
eines Vertragsstaates zum Bezug einer Pension
oder Rente Berechtigter im Gebiete des anderen
Vertragsstaates und hat er nach den Rechts-
vorschriften des ersten Vertragsstaates Anspruch
auf Sachleistungen, so werden ihm und seinen
Familienangehörigen solche Leistungen von dem
Versicherungsträger seines Wohnortes gewährt,
als ob er zum Bezug einer Pension oder Rente
nach den Rechtsvorschriften des Vertragsstaates
berechtigt wäre, in dem er wohnt.

(3) Sind nach den Rechtsvorschriften eines
Vertragsstaates von der dem Berechtigten zu-
stehenden Pension oder Rente Beiträge zur
Deckung der Sachleistungen abzuziehen, so ist
der zur Zahlung der Pension oder Rente ver-
pflichtete Versicherungsträger berechtigt, in den
Fällen dieses Artikels die Abzüge vorzunehmen.

Artikel 15

In den Fällen des Artikels 11 Absatz 2, des
Artikels 12 Absätze 1, 2 und 6, des Artikels 13
Absatz 1 und des Artikels 14 Absatz 2 werden
die Sachleistungen gewährt

in Österreich
von der für den Aufenthaltsort der betref-

fenden Person zuständigen Gebietskrankenkasse
für Arbeiter und Angestellte,

in der Türkei
von der Sozialversicherungsanstalt (Sosyal

Sigortalar Kurumu).
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Artikel 16

(1) Die Aufwendungen für Sachleistungen, die
nach den Bestimmungen des Artikels 11 Absatz 2,
des Artikels 12 Absätze 1, 2 und 6, des Arti-
kels 13 Absatz 1 und des Artikels 14 Absatz 2
gewährt werden, sind von den zuständigen Ver-
sicherungsträgern den Versicherungsträgern, die
sie gewährt haben, zu erstatten. Verwaltungs-
kosten werden nicht erstattet.

(2) Die in Betracht kommenden Versicherungs-
träger können mit Zustimmung der zuständigen
Behörden der beiden Vertragsstaaten zur ver-
waltungsmäßigen Vereinfachung für alle Fälle
oder für bestimmte Gruppen von Fällen ver-
einbaren, daß an Stelle von Einzelabrechnungen
der Aufwendungen Pauschalzahlungen treten.

Artikel 17

(1) Stirbt ein Versicherter, der den Rechts-
vorschriften eines Vertragsstaates untersteht,
oder ein Pensions- oder Rentenberechtigter oder
ein Familienangehöriger im Gebiete des anderen
Vertragsstaates, so gilt der Tod als im Gebiete
des ersten Vertragsstaates eingetreten.

(2) Das Sterbegeld geht zu Lasten des zu-
ständigen Versicherungsträgers, auch wenn sich
der Leistungsempfänger im Gebiete des anderen
Vertragsstaates befindet.

K a p i t e l 2
Pensionsversicherung

Artikel 18
(1) Galten für einen Versicherten nacheinander

oder abwechselnd die Rechtsvorschriften der
beiden Vertragsstaaten, so werden für den
Erwerb, die Aufrechterhaltung und das Wieder-
aufleben des Leistungsanspruches die nach den
Rechtsvorschriften der beiden Vertragsstaaten
zurückgelegten Versicherungszeiten zusammen-
gerechnet, soweit sie sich nicht überschneiden.

(2) Hängt nach den Rechtsvorschriften eines
Vertragsstaates die Gewährung bestimmter
Leistungen davon ab, daß die Versicherungs-
zeiten in einem Beruf zurückgelegt worden sind,
für den ein Sondersystem gilt, so werden für
den Erwerb des Anspruches auf diese Leistungen
nur die nach den entsprechenden Systemen des
anderen Vertragsstaates beziehungsweise die nach
dessen anderen Systemen in dem gleichen Beruf
zurückgelegten Zeiten zusammengerechnet, so-
weit sie sich nicht überschneiden.

(3) Erreichen die Versicherungszeiten, die nach
den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaates zu
berücksichtigen sind, insgesamt nicht sechs
Monate, so wird nach diesen Rechtsvorschriften
keine Leistung gewährt; in diesem Falle berück-
sichtigt der zuständige Versicherungsträger des
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anderen Vertragsstaates die genannten Zeiten für
den Erwerb, die Aufrechterhaltung und das
Wiederaufleben des Leistungsanspruches, aber
nicht für die Feststellung des geschuldeten Teil-
betrages nach Artikel 19 Absatz 3. Diese Bestim-
mung gilt jedoch nicht, wenn der Leistungs-
anspruch nach den Rechtsvorschriften des ersten
Vertragsstaates allein auf Grund der Zeiten
besteht, die nach diesen Rechtsvorschriften zu
berücksichtigen sind.

Artikel 19

(1) Beanspruchen ein im Artikel 18 bezeich-
neter Versicherter oder seine Hinterbliebenen
Leistungen, so werden die Leistungen nach den
Bestimmungen der Absätze 2 bis 5 festgestellt.

(2) Der zuständige Versicherungsträger jedes
Vertragsstaates stellt nach den für ihn. geltenden
Rechtsvorschriften fest, ob die betreffende
Person unter Berücksichtigung der im Artikel 18
vorgesehenen Zusammenrechnung der Zeiten die
Voraussetzungen für den Anspruch auf die in
diesen Rechtsvorschriften vorgesehenen Lei-
stungen erfüllt.

(3) Besteht Anspruch auf Pension, so wird sie
wie folgt berechnet:

a) Der zuständige Versicherungsträger jedes
Vertragsstaates berechnet zunächst die
Pension, die nach den von ihm anzu-
wendenden innerstaatlichen Rechtsvor-
schriften der betreffenden Person zustehen
würde, wenn alle Versicherungszeiten, die
nach den Rechtsvorschriften des anderen
Vertragsstaates für die Berechnung der
Pension zu berücksichtigen sind, auch für
die Berechnung der Pension zu berück-
sichtigende Versicherungszeiten nach den
von dem Versicherungsträger anzuwen-
denden innerstaatlichen Rechtsvorschriften
wären. Hiebei läßt der österreichische Ver-
sicherungsträger Beiträge zur Höherver-
sicherung und den Leistungszuschlag außer
Ansatz.

b) Sodann berechnet der zuständige Ver-
sicherungsträger jedes Vertragsstaates den
Teil dieser Pension, der dem Verhältnis
entspricht, in dem die Versicherungszeiten,
die nach den innerstaatlichen Rechtsvor-
schriften berücksichtigt worden sind, zur
Summe aller Versicherungszeiten stehen,
die nach den Rechtsvorschriften der beiden
Vertragsstaaten berücksichtigt worden sind.
Dieser Betrag ist die Pension, die der Ver-
sicherungsträger der betreffenden Person
schuldet.

c) Der österreichische Versicherungsträger er-
höht die von ihm nach Buchstabe b
geschuldete Pension um die Steigerungs-
beträge für entrichtete Beiträge der Höher-
versicherung und um den Leistungszuschlag.
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(4) Bei Anwendung des Absatzes 3 werden
Beitragszeiten und gleichgestellte Zeiten wie folgt
zusammengerechnet:

a) Trifft eine Pflichtversicherungszeit, die nach
den Rechtsvorschriften eines Vertrags-
staates zurückgelegt worden ist, mit einer
Zeit freiwilliger Versicherung nach den
Rechtsvorschriften des anderen Vertrags-
staates zusammen, so wird nur die Pflicht-
versicherungszeit berücksichtigt.

b) Trifft eine Beitragszeit nach den Rechts-
vorschriften eines Vertragsstaates mit einer
gleichgestellten Zeit nach den Rechtsvor-
schriften des anderen Vertragsstaates zu-
sammen, so wird nur die Beitragszeit
berücksichtigt.

c) Trifft eine gleichgestellte Zeit nach den
Rechtsvorschriften eines Vertragsstaates mit
einer gleichgestellten Zeit nach den Rechts-
vorschriften des anderen Vertragsstaates
zusammen, so wird nur die gleichgestellte
Zeit nach den Rechtsvorschriften des Ver-
tragsstaates berücksichtigt, in dessen Gebiet
die betreffende Person zuletzt vor dieser
Zeit eine Versicherungszeit erworben hat.
Hat die Person vor dieser Zeit im Gebiete
keines der beiden Vertragsstaaten Ver-
sicherungszeiten erworben, so wird nur die
gleichgestellte Zeit nach den Rechtsvor-
schriften des Vertragsstaates berücksichtigt,
in dessen Gebiet sie nach dieser Zeit zum
ersten Male Versicherungszeiten erworben
hat.

d) Sind nach Buchstabe a Zeiten der frei-
willigen Versicherung in der öster-
reichischen Pensionsversicherung nicht zu
berücksichtigen, so gelten die für diese
Zeiten entrichteten Beiträge als Beiträge zur
österreichischen Höherversicherung.

Artikel 20

(1) Erfüllt eine Person bei Zusammenrechnung
der Zeiten nach Artikel 18 in einem bestimmten
Zeitpunkt die Voraussetzungen der auf sie an-
wendbaren Rechtsvorschriften zwar nicht beider
Vertragsstaaten, wohl aber eines von ihnen, so
wird der Betrag der Leistung nach den Bestim-
mungen des Artikels 19 Absatz 3 festgestellt.

(2) Erfüllt eine Person in einem bestimmten
Zeitpunkt die Voraussetzungen der auf sie an-
wendbaren Rechtsvorschriften zwar nicht beider
Vertragsstaaten, wohl aber eines von ihnen, ohne
daß es erforderlich ist, die nach den Rechtsvor-
schriften des anderen Vertragsstaates zurück-
gelegten Zeiten zu berücksichtigen, so wird der
Betrag der Leistung nur auf Grund der Rechts-
vorschriften bestimmt, nach denen der Anspruch
erworben worden ist, und zwar unter aus-
schließlicher Berücksichtigung der nach diesen zu-
rückgelegten Zeiten.
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(3) In den Fällen der Absätze 1 und 2 werden
die bereits festgestellten Leistungen jeweils nach
den Bestimmungen des Artikels 19 Absatz 3 neu
festgestellt, sobald die Voraussetzungen nach den
Rechtsvorschriften des anderen Vertragsstaates bei
Zusammenrechnung der Zeiten nach Artikel 18
erfüllt sind. Die Leistung des Versicherungsträgers
im Gebiete des einen Vertragsstaates ist mit
Wirkung vom Tage des Beginnes der Leistung
aus der Versicherung des anderen Vertragsstaates
neu festzustellen. Die Rechtskraft der früheren
Entscheidung steht der Neufeststellung nicht
entgegen.

(4) Unbeschadet der Bestimmung des Ab-
satzes 2 können Personen, auf welche die Bestim-
mungen dieses Kapitels anwendbar sind, die
Gewährung einer Pension allein nach den Rechts-
vorschriften eines Vertragsstaates nicht bean-
spruchen.

Artikel 21

(1) Hat eine Person nach den Rechtsvor-
schriften eines Vertragsstaates auch ohne Berück-
sichtigung des Artikels 18 Absatz 1 Anspruch
auf Pension und nach den Rechtsvorschriften
des anderen Vertragsstaates nur unter Berück-
sichtigung der bezeichneten Bestimmung An-
spruch auf Pension, und wäre die Pension nach
den Rechtsvorschriften des ersten Vertragsstaates
höher als die Summe der nach Artikel 19 Ab-
satz 3 berechneten Teilpensionen, so hat der
Versicherungsträger des ersten Vertragsstaates die
von ihm nach Artikel 19 Absatz 3 zu gewährende
Teilpension um den Unterschiedsbetrag zwischen
der Summe der Teilpensionen und der Pension
zu erhöhen, die allein nach den für ihn geltenden
Rechtsvorschriften zustehen würde.

(2) Hat eine Person nach den Rechtsvor-
schriften beider Vertragsstaaten ohne Berück-
sichtigung des Artikels 18 Absatz 1 Anspruch
auf Pensionen und wären beide Pensionen höher
als die Summe der nach Artikel 19 Absatz 3
berechneten Teilpensionen, so hat der zuständige
Versicherungsträger des Vertragsstaates, nach
dessen Rechtsvorschriften die höhere Pension
geschuldet wird, seine Teilpension um den Unter-
schiedsbetrag zwischen der Summe der Teil-
pensionen und der Pension zu erhöhen, die
allein nach den für ihn geltenden Rechtsvor-
schriften zustehen würde. Der Versicherungs-
träger des zweiten Vertragsstaates erstattet dem
Versicherungsträger, der zur Zahlung des Unter-
schiedsbetrages verpflichtet ist, diesen Betrag zu
dem Teil, der dem in Artikel 19 Absatz 3
bezeichneten Verhältnis entspricht, jedoch höch-
stens bis zu dem Betrag, den der Versicherungs-
träger des zweiten Vertragsstaates nach den für
ihn geltenden Rechtsvorschriften ohne Berück-
sichtigung des Artikels 19 Absatz 3 zu gewähren
hätte.
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(3) Der Unterschiedsbetrag ist von Amts
wegen neu festzustellen, wenn sich die Höhe
der Pensionen, die der Berechnung des Unter-
schiedsbetrages zugrunde liegen, ändert oder
wenn sich der Umrechnungskurs um mehr als
10 vom Hundert ändert.

K a p i t e l 3

Versicherung gegen Arbeitsunfälle und Berufs-
krankheiten

Artikel 22
(1) Sehen die Rechtsvorschriften eines Vertrags-

staates vor, daß bei der Bemessung des Grades
der Erwerbsunfähigkeit infolge eines Arbeits-
unfalles oder einer Berufskrankheit im Sinne
dieser Rechtsvorschriften früher eingetretene
Arbeitsunfälle oder Berufskrankheiten zu berück-
sichtigen sind, so gilt dies auch für früher ein-
getretene, unter die Rechtsvorschriften des
anderen Vertragsstaates fallende Arbeitsunfälle
und Berufskrankheiten, als ob sie unter die
Rechtsvorschriften des ersten Vertragsstaates
gefallen wären.

(2) Der zur Entschädigung des später einge-
tretenen Versicherungsfalles zuständige Versiche-
rungsträger setzt seine Leistung nach dem Grad
der durch den Arbeitsunfall (die Berufskrank-
heit) eingetretenen Minderung der Erwerbsfähig-
keit fest, den er nach den für ihn geltenden
innerstaatlichen Rechtsvorschriften zu berück-
sichtigen hat.

Artikel 23

(1) Hat ein Versicherter in beiden Vertrags-
staaten eine Beschäftigung ausgeübt, die ihrer
Art nach geeignet war, eine Krankheit zu ver-
ursachen, die nach den Rechtsvorschriften beider
Vertragsstaaten als Berufskrankheit gilt, so
werden die Leistungen für diese Berufskrankheit
von dem Versicherungsträger des Vertragsstaates
gewährt, in dessen Gebiet zuletzt eine Beschäf-
tigung ausgeübt worden ist, die ihrer Art nach
geeignet war, eine solche Berufskrankheit zu ver-
ursachen. Diese Leistungszuständigkeit geht auf
den Versicherungsträger des anderen Vertrags-
staates über, wenn zwischen diesen beiden Ver-
sicherungsträgern Einvernehmen besteht, daß
nicht die zuletzt ausgeübte Beschäftigung,
sondern die Beschäftigung im Gebiete des anderen
Vertragsstaates die durch die Berufskrankheit
eingetretene Minderung der Erwerbsfähigkeit
ausschließlich verursacht hat.

(2) Macht eine Person, die nach den Rechts-
vorschriften eines Vertragsstaates eine Ent-
schädigung für eine Berufskrankheit erhalten hat
oder erhält, wegen Verschlimmerung derselben
Krankheit Ansprüche nach den Rechtsvor-



1802 82. Stück — Ausgegeben am 30. September 1969 — Nr. 337

schriften des anderen Vertragsstaates geltend, so
bleibt der Versicherungsträger des ersten Ver-
tragsstaates auch zur Gewährung der Leistungen
unter Berücksichtigung der Verschlimmerung ver-
pflichtet.

Artikel 24

(1) Eine Person, die nach den Rechtsvor-
schriften eines Vertragsstaates auf Grund eines
Arbeitsunfalles oder einer Berufskrankheit einen
Anspruch auf Sachleistungen hat und sich in
das Gebiet des anderen Vertragsstaates begibt,
behält diesen Anspruch. Artikel 12 Absätze 1
bis 4 gilt entsprechend.

(2) Eine Person, die nach den Rechtsvor-
schriften eines Vertragsstaates versichert ist und
im Gebiete des anderen Vertragsstaates einen
Arbeitsunfall oder eine Berufskrankheit erleidet
oder dort infolge eines früheren Arbeitsunfalles
oder einer früheren Berufskrankheit Sach-
leistungen benötigt, erhält auf Antrag Sach-
leistungen nach den Rechtsvorschriften des
zweiten Vertragsstaates.

(3) In den Fällen der Absätze 1 und 2 werden
die Sachleistungen zu Lasten des zuständigen Ver-
sicherungsträgers

in Österreich
von der für den Aufenthaltsort des Berech-

tigten zuständigen Gebietskrankenkasse für
Arbeiter und Angestellte oder von der Allge-
meinen Unfallversicherungsanstalt,

in der Türkei
von der Sozialversicherungsanstalt

nach den für die in Betracht kommende Stelle
geltenden Rechtsvorschriften gewährt. Artikel 12
Absatz 4 gilt entsprechend.

(4) Der zuständige Versicherungsträger er-
stattet der Stelle, welche die Leistungen gewährt
hat, die entstandenen Kosten mit Ausnahme der
Verwaltungskosten.

(5) In den Fällen der Absätze 1 und 2 werden
die Geldleistungen nach den für den zuständigen
Versicherungsträger geltenden Rechtsvorschriften
gewährt. Diese Leistungen können von einem
Versicherungsträger des anderen Vertragsstaates
für Rechnung des zuständigen Versicherungs-
trägers nach der Art und Weise gezahlt werden,
die in einer Durchführungsvereinbarung fest-
gelegt wird.

K a p i t e l 4

Leistungen für Kinder

Artikel 25

(1) Türkische Staatsangehörige, die als Dienst-
nehmer in Österreich auf Grund einer nach
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österreichischen Rechtsvorschriften erteilten
Arbeitserlaubnis beschäftigt sind, ohne jedoch in
Österreich einen Wohnsitz oder ihren gewöhn-
lichen Aufenthalt zu haben, haben nach Maß-
gabe der österreichischen Rechtsvorschriften An-
spruch auf Kinderbeihilfe einschließlich des
Ergänzungsbetrages zur Kinderbeihilfe und auf
Mütterbeihilfe auch für ihre in der Türkei
lebenden Kinder; kein Anspruch besteht, wenn
die Beschäftigung nicht mindestens drei Monate
ununterbrochen dauert.

(2) Artikel 5 gilt in bezug auf die Kinder-
beihilfe nur insoweit, als die Voraussetzungen
des vorstehenden Absatzes 1 vorliegen, sowie für
Zeiträume, für die auf Grund einer Beschäftigung
im Sinne des vorstehenden Absatzes 1 Geld-
leistungen aus der gesetzlichen Krankenver-
sicherung von einem österreichischen Versiche-
rungsträger bezogen werden.

(3) Absatz 1 gilt nicht, wenn sich der Dienst-
geber oder der Sitz des Unternehmens, das
Dienstnehmer im Sinne des Absatzes 1 be-
schäftigt, nicht in der Republik Österreich
befindet, insoweit es sich nicht um Dienstnehmer
einer in Österreich befindlichen Zweignieder-
lassung eines solchen Unternehmens handelt.

(4) Artikel 9 gilt nicht für die Kinderbeihilfe.

ABSCHNITT III

VERSCHIEDENE BESTIMMUNGEN

Artikel 26
(1) Die zuständigen Behörden werden mitein-

ander das Nähere über die zur Durchführung
dieses Abkommens erforderlichen Maßnahmen
bestimmen. Sie können insbesondere die Errich-
tung von Verbindungsstellen, die der Erleichte-
rung der Durchführung dieses Abkommens hin-
sichtlich der Krankenversicherung, der Pensions-
versicherung sowie der Versicherung gegen
Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten dienen,
vereinbaren.

(2) Die zuständigen Behörden unterrichten
einander

a) über alle zur Anwendung dieses Abkom-
mens getroffenen Maßnahmen;

b) über alle die Anwendung dieses Abkom-
mens berührenden Änderungen ihrer
Rechtsvorschriften.

(3) Die Verwaltungsbehörden und Versiche-
rungsträger der beiden Vertragsstaaten leisten
einander bei der Anwendung dieses Abkommens
gegenseitige Hilfe, als ob sie die eigenen Rechts-
vorschriften anwenden würden. Die Hilfe ist
kostenlos. Die zuständigen Behörden der beiden
Vertragsstaaten können jedoch die Erstattung
bestimmter Kosten vereinbaren.
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Artikel 27

(1) Ärztliche Untersuchungen, die bei Anwen-
dung der Rechtsvorschriften eines Vertrags-
staates notwendig werden und Personen im
Gebiete des anderen Vertragsstaates betreffen,
werden auf Antrag des zuständigen Versiche-
rungsträgers von einem Versicherungsträger im
Gebiete des Vertragsstaates veranlaßt, in dem
sich die zu untersuchenden Personen aufhalten.
Die Kosten für diese Untersuchungen, die Reise-
kosten, der Verdienstausfall, die Kosten für
Unterbringung zu Beobachtungszwecken und
sonstige Barauslagen mit Ausnahme der Porto-
kosten werden vom zuständigen Versicherungs-
träger erstattet. Die Kosten werden nicht
erstattet, wenn die ärztliche Untersuchung im
Interesse der zuständigen Versicherungsträger
beider Vertragsstaaten gelegen ist.

(2) Für die Beurteilung der Minderung der
Erwerbsfähigkeit werden auch im anderen
Vertragsstaat ausgestellte ärztliche Atteste als
Grundlage anerkannt.

Artikel 28

Beiträge, die einem Versicherungsträger eines
Vertragsstaates geschuldet werden, können im
Gebiete des anderen Vertragsstaates nach dem
Verwaltungsverfahren eingetrieben werden, das
für die Eintreibung der den entsprechenden
Versicherungsträgern dieses Vertragsstaates ge-
schuldeten Beiträge gilt.

Artikel 29

(1) Hat eine Person, die nach den Rechts-
vorschriften eines Vertragsstaates Leistungen für
einen Schaden erhält, der im Gebiete des anderen
Vertragsstaates eingetreten ist, dort gegen einen
Dritten Anspruch auf Ersatz des Schadens, so
gehen die Ansprüche, die der Leistungsempfänger
gegen den Dritten hat, nach den für den
verpflichteten Versicherungsträger geltenden
Rechtsvorschriften auf diesen Versicherungsträger
über.

(2) Stehen Ersatzansprüche hinsichtlich gleich-
artiger Leistungen aus demselben Schadensfall
sowohl einem Versicherungsträger im Gebiete des
einen Vertragsstaates als auch einem Versiche-
rungsträger im Gebiete des anderen Vertrags-
staates zu, so kann der Dritte die nach Absatz 1
auf die beiden Versicherungsträger übergegan-
genen Ansprüche mit befreiender Wirkung durch
Zahlung an den einen oder an den anderen
Versicherungsträger befriedigen. Im Innenver-
hältnis sind die Versicherungsträger anteilig im
Verhältnis der von ihnen zu erbringenden
Leistungen ausgleichspflichtig.

Artikel 30

(1) Die in den Rechtsvorschriften eines Ver-
tragsstaates vorgesehenen Befreiungen oder Er-
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mäßigungen von Steuern oder Gebühren ein-
schließlich der Konsulargebühren und Verwal-
tungsabgaben für Urkunden und Schriftstücke,
die in Anwendung dieser Rechtsvorschriften
vorzulegen sind, werden auf die Urkunden und
Schriftstücke erstreckt, die in Anwendung der
Rechtsvorschriften des anderen Vertragsstaates in
Durchführung oder auf Grund der Vorschriften
dieses Abkommens vorzulegen sind.

(2) Urkunden und sonstige Schriftstücke, die
in Anwendung dieses Abkommens vorzulegen
sind, bedürfen keiner Beglaubigung.

Artikel 31
Die Verwaltungsbehörden und Versicherungs-

träger eines Vertragsstaates dürfen die bei ihnen
eingereichten Anträge und sonstigen Schriftstücke
nicht deshalb zurückweisen, weil sie in der Amts-
sprache des anderen Vertragsstaates abgefaßt sind.

Artikel 32

(1) Ein bei einer zuständigen Stelle eines
Vertragsstaates gestellter Antrag auf eine Lei-
stung, auf die unter Berücksichtigung dieses
Abkommens Anspruch besteht, gilt auch als
Antrag bei dem zuständigen Versicherungsträger
des anderen Vertragsstaates.

(2) Anträge, Erklärungen oder Rechtsmittel,
die in Anwendung der Rechtsvorschriften eines
Vertragsstaates innerhalb einer bestimmten Frist
bei einer Verwaltungsbehörde oder einem Ver-
sicherungsträger dieses Vertragsstaates einzu-
reichen sind, können innerhalb der gleichen Frist
bei der entsprechenden Stelle des anderen Ver-
tragsstaates eingereicht werden. Diese Anträge,
Erklärungen oder Rechtsmittel sind entweder
unmittelbar oder durch Vermittlung der zu-
ständigen Behörde der Vertragsstaaten unver-
züglich an die zuständige Stelle des ersten
Vertragsstaates zu senden.

Artikel 33

(1) Haben Versicherungsträger eines Vertrags-
staates an Berechtigte, die sich im Gebiete des
anderen Vertragsstaates befinden, nach diesem
Abkommen Zahlungen vorzunehmen, so leisten
sie diese mit befreiender Wirkung in der Wäh-
rung des ersten Vertragsstaates; haben sie
Zahlungen an Versicherungsträger vorzunehmen,
die sich im Gebiete des anderen Vertragsstaates
befinden, so müssen diese in der Währung dieses
Vertragsstaates geleistet werden.

(2) Die Überweisungen der zur Durchführung
dieses Abkommens erforderlichen Beträge sind
nach den Zahlungsvereinbarungen der beiden
Vertragsstaaten vorzunehmen, die im Zeitpunkt
der Überweisung gelten.
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Artikel 34

(1) Jede Streitigkeit zwischen den beiden
Vertragsstaaten über die Auslegung oder An-
wendung dieses Abkommens ist zum Gegenstand
unmittelbarer Verhandlungen zwischen den zu-
ständigen Behörden der beiden Vertragsstaaten
zu machen.

(2) Kann die Streitigkeit auf diese Art nicht
innerhalb von sechs Monaten nach Beginn der
Verhandlungen entschieden werden, so wird sie
auf Verlangen eines oder beider Vertragsstaaten
einer Schiedskommission unterbreitet, deren
Zusammensetzung durch eine Vereinbarung
zwischen den beiden Vertragsstaaten bestimmt
wird. Das anzuwendende Verfahren wird in der
gleichen Weise festgelegt.

(3) Die Schiedskommission hat den Streitfall
nach den Grundsätzen und dem Geiste dieses
Abkommens zu entscheiden. Ihre Entscheidungen
sind verbindlich und endgültig.

Artikel 35

(1) Hat ein Versicherungsträger eines Vertrags-
staates einen Vorschuß an einen Leistungsberech-
tigten gewährt, so kann dieser Versicherungs-
träger oder auf sein Ersuchen der zuständige
Versicherungsträger des anderen Vertragsstaates
den Vorschuß von den auf den gleichen Zeitraum
entfallenden Zahlungen in Abzug bringen, auf
die der Berechtigte Anspruch hat

(2) Hat ein Versicherungsträger eines Vertrags-
staates einem Leistungsberechtigten im Falle der
Neufeststellung nach Artikel 20 Absatz 3 bezie-
hungsweise in Durchführung des Artikels 21
einen höheren als den Betrag gezahlt, auf den er
Anspruch hat, so kann dieser Versicherungs-
träger die zahlende Stelle ersuchen, den zuviel
gezahlten Betrag von der auf den gleichen Zeit-
raum entfallenden Nachzahlung aus der Ver-
sicherung des anderen Vertragsstaates für ihn
einzubehalten.

(3) Wurde in einem Vertragsstaat einem
Leistungsberechtigten eine Fürsorgeunterstüt-
zung, eine vorläufige Leistung aus der Arbeits-
losenversicherung oder eine Ausgleichszulage
während eines Zeitraumes gewährt, für den der
Leistungsberechtigte Anspruch auf Geldleistungen
hat, so behält der verpflichtete Versicherungs-
träger oder die zahlende Stelle auf Ersuchen
und für Rechnung der in Betracht kommenden
Stelle die auf den gleichen Zeitraum entfallenden
Nachzahlungen bis zur Höhe der gezahlten
Leistungen ein, als ob es sich um eine Leistung
nach den Rechtsvorschriften des Vertragsstaates
handeln würde, in dessen Gebiet die ersuchende
Stelle ihren Sitz hat.
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ABSCHNITT IV

ÜBERGANGS- UND SCHLUSS-
BESTIMMUNGEN

Artikel 36
(1) Dieses Abkommen begründet keinen An-

spruch auf Zahlung von Leistungen für die Zeit
vor seinem Inkrafttreten.

(2) Für die Feststellung des Anspruches auf
Leistungen nach diesem Abkommen werden auch
Versicherungszeiten berücksichtigt, die nach den
Rechtsvorschriften eines Vertragsstaates vor
Inkrafttreten des Abkommens zurückgelegt
worden sind.

(3) Unbeschadet der Bestimmung des Absatzes 1
gilt das Abkommen auch für Versicherungs-
fälle, die vor seinem Inkrafttreten eingetreten
sind. In diesen Fällen werden nach den Bestim-
mungen des Abkommens

a) Pensionen oder Renten, die erst auf Grund
dieses Abkommens gebühren, auf Antrag
des Berechtigten vom Inkrafttreten dieses
Abkommens an festgestellt,

b) Pensionen oder Renten, die vor dem
Inkrafttreten dieses Abkommens festge-
stellt worden sind, auf Antrag des Berech-
tigten neu festgestellt; sie können auch von
Amts wegen neu festgestellt werden, wobei
der Tag, an dem der Versicherungsträger
die von ihm an den Berechtigten zu ertei-
lende Verständigung über die Einleitung
des Verfahrens abfertigt, als Tag der An-
tragstellung gilt,

c) Pensionen oder Renten, die vor dem
Inkrafttreten des Abkommens wegen des
Aufenthaltes des Berechtigten im anderen
Vertragsstaat geruht haben, auf Antrag des
Berechtigten ausgezahlt.

Wird der Antrag auf Feststellung, Neufeststel-
lung oder Auszahlung der Pensionen oder Renten
binnen zwei Jahren nach dem Inkrafttreten des
Abkommens eingebracht oder die amtswegige
Neufeststellung innerhalb dieser Frist eingeleitet,
so sind sie vom Inkrafttreten des Abkommens
an zu gewähren, sonst von dem Tag an, der
nach den Rechtsvorschriften jedes der beiden
Vertragsstaaten bestimmt ist.

(4) Sehen die Rechtsvorschriften der beiden
Vertragsstaaten den Ausschluß oder die Ver-
jährung von Ansprüchen vor, so werden hin-
sichtlich der Ansprüche aus der Anwendung des
Absatzes 3 Buchstabe a die diesbezüglichen
Rechtsvorschriften der beiden Vertragsstaaten
auf die Berechtigten nicht angewendet, wenn
der Antrag binnen zwei Jahren nach Inkraft-
treten dieses Abkommens gestellt wird; wird der
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Antrag nach Ablauf dieser Frist gestellt, so
besteht der Anspruch auf Leistungen, soweit er
nicht ausgeschlossen oder verjährt ist, vom Zeit-
punkt der Antragstellung an, es sei denn, daß
die Rechtsvorschriften eines Vertragsstaates
günstigere Regelungen enthalten.

(5) In den Fällen des Absatzes 3 findet
Artikel 35 Absatz 2 entsprechend Anwendung.

(6) Der bei einem Versicherungsträger eines
Vertragsstaates eingebrachte Antrag auf Neufest-
stellung verpflichtet den in Betracht kommenden
Versicherungsträger des anderen Vertragsstaates
zur Einleitung eines Feststellungs- beziehungs-
weise Neufeststellungsverfahrens von Amts
wegen. Leitet ein Versicherungsträger ein Neu-
feststellungsverfahren von Amts wegen ein, so
gilt diese Einleitung für den Versicherungsträger
des anderen Vertragsstaates als Antrag auf erst-
malige Feststellung beziehungweise auf Neufest-
stellung der Leistung.

(7) Die Rechtskraft früherer Entscheidungen
steht einer Neufeststellung nicht entgegen.

Artikel 37

Das vorliegende Abkommen bedarf der Rati-
fikation. Die Ratifikationsurkunden werden so
bald als möglich in Ankara ausgetauscht.

Artikel 38
Das Abkommen tritt am ersten Tage des

zweiten Monates nach Ablauf des Monates in
Kraft, in dem die Ratifikationsurkunden ausge-
tauscht werden.

Artikel 39

Das Abkommen wird auf unbestimmte Zeit
geschlossen. Jeder Vertragsstaat kann es unter
Einhaltung einer Frist von drei Monaten
kündigen.

Artikel 40

(1) Im Falle des Außerkrafttretens dieses
Abkommens bleiben alle in Anwendung seiner
Bestimmungen erworbenen Leistungsansprüche
aufrecht.

(2) Die Anwartschaften aus den Zeiten, die
vor dem Außerkrafttreten zurückgelegt worden
sind, werden durch das Außerkrafttreten nicht
berührt; ihre Wahrung für den späteren Zeit-
raum wird durch Vereinbarung oder mangels
einer solchen Vereinbarung durch die für den
beteiligten Versicherungsträger geltenden Rechts-
vorschriften bestimmt.

ZU URKUND DESSEN haben die oben
genannten Bevollmächtigten dieses Abkommen
unterzeichnet.
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GESCHEHEN zu Wien, am 12. Oktober 1966
in vier Urschriften, je zwei in deutscher und
türkischer Sprache, wobei beide Texte in gleicher
Weise authentisch sind.

Für die
Republik Österreich:

Dr. Lujo Tončič-Sorinj m. p.

Für die
Türkische Republik:
Seyfi Turagay m. p.

SCHLUSSPROTOKOLL
zum Abkommen zwischen der Republik
Österreich und der Türkischen Republik über

Soziale Sicherheit

Bei Unterzeichnung des heute zwischen der
Republik Österreich und der Türkischen
Republik abgeschlossenen Abkommens über
Soziale Sicherheit geben die Bevollmächtigten der
beiden Vertragsstaaten die übereinstimmende
Erklärung ab, daß über folgendes Einverständnis
besteht:

1. Zu Artikel 1 des Abkommens:
Der in der Ziffer 12 angeführte Begriff
„Pension" umfaßt nicht die Ausgleichszulage
nach den österreichischen Rechtsvorschriften.

2. Zu Artikel 2 des Abkommens:
Der in Absatz 1 Ziffer 1 verwendete Begriff
„Präsentdiener" umfaßt auch die diesen nach
den Vorschriften über die Heeresversorgung
gleichgestellten Personen.

3. Zu Artikel 3 des Abkommens:
a) Als österreichische Staatsangehörige im

Sinne des Abkommens gelten auch Per-
sonen, die sich am 11. Juli 1953, am
1. Jänner 1961 oder am 27. November
1961 im Gebiete der Republik Österreich
nicht nur vorübergehend aufgehalten
haben und an dem danach in Betracht
kommenden Tag als Volksdeutsche (Per-
sonen deutscher Sprachzugehörigkeit, die
staatenlos sind oder deren Staatsange-
hörigkeit ungeklärt ist) anzusehen sind.

b) Die Bestimmung des Absatzes 2 gilt für
den Österreichischen Handelsdelegierten
und für die ihm von der Bundeskammer
der gewerblichen Wirtschaft zugeteilten
fachlichen Mitarbeiter sowie für die Ver-
treter der genannten Kammer für Fragen
der Arbeiteranwerbung entsprechend.



1810 82. Stück — Ausgegeben am 30. September 1969 — Nr. 337

4. Zu Artikel 4 des Abkommens:

a) Die Gleichstellung der türkischen Staats-
angehörigen mit den österreichischen
Staatsangehörigen nach Absatz 1 bezieht
sich nicht auf die Erfüllung der persön-
lichen Voraussetzungen nach den öster-
reichischen Rechtsvorschriften, soweit es
sich handelt:

aa) in der Pensions(Renten)versicherung
um die Berücksichtigung von Bei-
tragszeiten, die nach dem 12. März
1938 und vor dem 10. April 1945
in einer Rentenversicherung des ehe-
maligen Deutschen Reiches auf Grund
der Versicherungspflicht beziehungs-
weise der Versicherungsberechtigung
mit dem Beschäftigungsort bezie-
hungsweise Wohnort außerhalb des
Gebietes Österreichs zurückgelegt
worden sind,

bb) in der Unfallversicherung um die
Übernahme der Entschädigungspflicht
aus Arbeitsunfällen (Berufskrank-
heiten), die in dem in Buchstabe aa
bezeichneten Zeitraum in der Unfall-
versicherung des ehemaligen Deut-
schen Reiches außerhalb des Gebietes
Österreichs eingetreten sind.

b) In der österreichischen Pensions(Renten)-
versicherung gelten für türkische Staats-
angehörige im Sinne des Abkommens die
nachstehenden Zeiten unbeschadet der
sonstigen Voraussetzungen als gleichge-
stellte Zeiten:

aa) hinsichtlich des ersten Weltkrieges
Kriegsdienstzeiten in der österrei-
chisch-ungarischen Armee oder in der
Armee eines verbündeten Staates so-
wie diesen gleichgehaltene Zeiten der
Kriegsgefangenschaft (Zivilinternie-
rung) und der Heimkehr aus ihr;

bb) hinsichtlich des zweiten Weltkrieges
Kriegsdienstzeiten in den Streit-
kräften des ehemaligen Deutschen
Reiches und der verbündeten Staaten,
Zeiten der Wehr- oder Arbeitsdienst-
pflicht sowie diesen gleichgehaltene
Zeiten des Not- oder Luftschutz-
dienstes, der Kriegsgefangenschaft
(Zivilinternierung) und der Heim-
kehr aus ihr.

Hiedurch werden die österreichischen
Rechtsvorschriften über Begünstigungen
für Geschädigte aus politischen oder reli-
giösen Gründen oder aus Gründen der
Abstammung nicht berührt.

c) Hängt die Anrechnung von Schulzeiten
von einer nachfolgenden Kriegsdienstzeit
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oder gleichgehaltenen Zeit ab, so sind nur
die in Buchstabe b angeführten Zeiten
heranzuziehen.

d) Die Vorschriften des österreichischen
Bundesgesetzes vom 22. November 1961
über Leistungsansprüche und Anwart-
schaften in der Pensions(Renten)versiche-
rung und Unfallversicherung auf Grund
von Beschäftigungen im Ausland finden
auf türkische Staatsangehörige keine An-
wendung.

5. Zu Artikel 5 des Abkommens:
Die Ausgleichszulage nach den österreichischen
Rechtsvorschriften wird beim Aufenthalt des
Pensionsberechtigten im Gebiete des anderen
Vertragsstaates nicht gewährt.

6. Zu, Artikel 7 des Abkommens:
Dienstnehmer eines türkischen Betriebes
gelten auch dann als in Österreich beschäftigt,
wenn sie die nach den österreichischen Rechts-
vorschriften erforderliche Wohnsitzvoraus-
setzung nicht erfüllen.

7. Zu Artikel 10 des Abkommens:
Für die Erfüllung einer Wartezeit gelten als
Versicherungszeiten auch sonstige nach den
österreichischen Rechtsvorschriften zu berück-
sichtigende Zeiten.

8. Zu Artikel 12 des Abkommens:
a) Die Bestimmung des Absatzes 1 findet

Anwendung auf
aa) Personen, die sich in Ausübung ihrer

Beschäftigung im Gebiete des anderen
Vertragsstaates aufhalten, sowie auf
die sie begleitenden Familienange-
hörigen;

bb) Personen, die sich im Gebiete des
anderen Vertragsstaates zum Besuch
ihrer dort wohnenden Familie auf-
halten;

cc) die im Gebiete des einen Vertrags-
staates wohnenden Familienangehöri-
gen von Personen, die bei einem
Träger des anderen Vertragsstaates
versichert sind;

dd) Personen, die sich aus anderen Grün-
den im Gebiete des anderen Vertrags-
staates aufhalten, wenn ihnen eine
ambulante Behandlung für Rechnung
des für den Aufenthaltsort zustän-
digen Versicherungsträgers gewährt
wurde.

b) Die Bestimmungen der Absätze 1 und
3 bis 6 gelten, soweit es sich um Dienst-
nehmer nach Artikel 8 Absatz 1 handelt,
ohne Rücksicht auf deren Staatsangehörig-
keit.
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.9. Zu Artikel 14 des Abkommens:
a) Die Bestimmungen der Absätze 1 und 2

gelten entsprechend für Pensionswerber.

b) Bei Anwendung des Absatzes 2 gilt hin-
sichtlich der Krankenversicherung der
Pensionisten der Aufenthalt im Gebiete
der Türkei als ständiger Aufenthaltsort
im Gebiete Österreichs.

10. Zu Artikel 16 des Abkommens:
Der Ersatz der Aufwendungen für Anspruchs-
berechtigte aus der österreichischen Pensions-
oder Unfallversicherung nach Artikel 14 Ab-
satz 2 wird aus den beim Hauptverband der
österreichischen Sozialversicherungsträger ein-
langenden Beiträgen zur Krankenversicherung
der Pensionisten geleistet.

11. Zu Artikel 18 des Abkommens:
a) In welchem Ausmaß und in welcher Weise

Versicherungszeiten zu berücksichtigen
sind, richtet sich nach den Rechtsvor-
schriften des Vertragsstaates, in dessen
Versicherung diese Zeiten zurückgelegt
worden sind, und zwar mit der Maßgabe,
daß ein Versicherungsmonat der öster-
reichischen Pensionsversicherung in der
türkischen Rentenversicherung als 30 Bei-
tragstage gilt
und
daß türkische Versicherungszeiten, sofern
sie nur für einen Zeitraum von drei
Monaten feststellbar sind, in der öster-
reichischen Pensionsversicherung zu je
einem Drittel in dem einzelnen Kalender-
monat als zurückgelegt gelten.

b) Sonderversicherung im Sinne des Ab-
satzes 2 ist in Österreich die knappschaft-
liche Pensionsversicherung. Für die Berück-
sichtigung türkischer Versicherungszeiten
im Sinne des Absatzes 2 in der öster-
reichischen knappschaftlichen Pensionsver-
sicherung ist Voraussetzung, daß diesen
Zeiten eine Beschäftigung zugrunde liegt,
die in bestimmten türkischen Betriebs-
gruppen beziehungsweise als Angehöriger
bestimmter Gruppen von Dienstnehmern
ausgeübt wurde. Eine diesbezügliche Liste
ist von den zuständigen Behörden der
beiden Vertragsstaaten unter Bedacht-
nahme auf § 15 des österreichischen
Bundesgesetzes vom 9. September 1955
über die Allgemeine Sozialversicherung
aufzustellen.

12. Zu Artikel 19 des Abkommens:
Die Versicherungsträger der beiden Vertrags-
staaten wenden den bezeichneten Artikel nach
folgenden Regeln an:
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a) Für die Durchführung des Absatzes 3
gelten 30 nach den türkisdien Rechts-
vorschriften zurückgelegte Beitragstage als
ein nach den österreichischen Rechtsvor-
schriften zu berücksichtigender Versiche-
rungsmonat und umgekehrt.

b) Für die Feststellung der Bemessungsgrund-
lage sind ausschließlich die in der Pensions-
(Renten)versicherung des jeweiligen Ver-
tragsstaates zurückgelegten Versicherungs-
zeiten zu berücksichtigen.

c) Kommt bei der Bemessung des öster-
reichischen Steigerungsbetrages das Höchst-
ausmaß von Versicherungsmonaten in
Betracht, so ist das Teilungsverhältnis nach
Absatz 3 Buchstabe b auf Grund sämt-
licher von den Versicherungsträgern der
beiden Vertragsstaaten berücksichtigten
Versicherungszeiten ohne Bedachtnahme
auf dieses Höchstausmaß zu bestimmen.

d) Von den österreichischen Versicherungs-
trägern sind bei der Ermittlung der
Gesamtleistung nach Absatz 3 Buchstabe a
die in der türkischen Leistung zu berück-
sichtigenden türkischen Versicherungs-
zeiten ohne Anwendung der österreichi-
schen Rechtsvorschriften über die An-
rechenbarkeit von Versicherungszeiten
heranzuziehen.

e) Von den österreichischen Versicherungs-
trägern sind die Rechtsvorschriften über
die Kürzung oder das Ruhen auf die nach
Absatz 3 Buchstabe a berechneten Pen-
sionen anzuwenden.

f) Bei Durchführung des Absatzes 3 Buch-
stabe a sind Beiträge, die zum Erwerb
von gleichgestellten Zeiten in der öster-
reichischen Pensionsversicherung nachent-
richtet wurden, nicht als Beiträge der
Höherversicherung zu behandeln.

g) Sind von den österreichischen Versiche-
rungsträgern Beitragsgrundlagen für die
Bildung einer Bemessungsgrundlage in
Fällen, in denen der Stichtag vor dem
1. Jänner 1962 liegt, nicht feststellbar, so
wird als Beitragsgrundlage das jeweils
nach den österreichischen Rechtsvor-
schriften geltende Vielfache des am
31. Dezember 1946 gebührenden täglichen
Arbeitsverdienstes Beschäftigter gleicher
Art bis zur jeweils in Geltung gestandenen
Höchstbeitragsgrundlage herangezogen.

h) Für die Feststellung der Leistungszuge-
hörigkeit und Leistungszuständigkeit in
der österreichischen Pensionsversicherung
werden türkische Versicherungszeiten nach
der Art der diesen Zeiten zugrunde lie-
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genden Beschäftigung berücksichtigt.
Zeiten, während derer ein Anspruch aus
der türkischen Pensionsversicherung aus
dem Versicherungsfall des Alters oder der
Invalidität besteht oder bestanden hat,
werden nach der Art der vor Eintritt
des Versicherungsfalles zuletzt ausgeübten
Beschäftigung berücksichtigt. Läßt sich die
Art der Beschäftigung für einen be-
stimmten Zeitraum nicht mehr feststellen,
so werden die auf dieser Beschäftigung
beruhenden Versicherungszeiten so be-
rücksichtigt, als ob sie auf einem Versiche-
rungsverhältnis beruht hätten, für das die
Pensionsversicherungsanstalt der Arbeiter
zuständig gewesen wäre. Für die Fest-
stellung der Leistungszugehörigkeit zur
österreichischen knappschaftlichen Pen-
sionsversicherung werden von den türki-
schen Versicherungszeiten nur die nach
Ziffer 11 Buchstabe b in Betracht kom-
menden Versicherungszeiten herangezogen.

i) Für den Anspruch auf Knappschaftssold
und den Anspruch auf Knappschafts-
pension für Angestellte werden von den
nach Ziffer 11 Buchstabe b in Betracht
kommenden türkischen Versicherungs-
zeiten nur jene berücksichtigt, denen
Arbeiten zugrunde liegen, die den in der
Anlage 9 zu dem in Ziffer 11 Buchstabe b
bezeichneten österreichischen Bundes-
gesetz angeführten Arbeiten unter den
dort vorgesehenen Voraussetzungen ent-
sprechen. Für die Bemessung des Teiles
des Knappschaftssoldes, den die öster-
reichische knappschaftliche Pensionsver-
sicherung zu erbringen hat, werden die
Bestimmungen des Absatzes 3 mit der
Maßgabe angewendet, daß nur die nach
dem ersten Satz berücksichtigten Zeiten
heranzuziehen sind.

j) Für die Anspruchsvoraussetzungen und
für die Leistung des Bergmannstreuegeldes
aus der österreichischen knappschaftlichen
Pensionsversicherung werden türkische
Versicherungszeiten nicht herangezogen.

k) Der Hilflosenzuschuß ist von der öster-
reichischen Teilpension innerhalb der nach
Absatz 3 Buchstabe b anteilmäßig ge-
kürzten Grenzbeträge nach den öster-
reichischen Rechtsvorschriften zu be-
rechnen.

l) Bei Durchführung des Absatzes 3 Buch-
stabe a des Abkommens in Versicherungs-
fällen, auf die der Vierte Teil des in
der Ziffer 11 Buchstabe b bezeichneten
österreichischen Bundesgesetzes nicht an-
zuwenden ist, hat der österreichische Ver-
sicherungsträger. Steigerungsbeträge für
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türkische Versicherungszeiten mit der
Maßgabe festzusetzen, daß als jährlicher
Steigerungsbetrag nach dem Stand der
Rechtsvorschriften vom 31. Dezember
1946 gilt

aa) für die Invalidenrente bei Männern
40 g, bei Frauen 25 g für jede
anrechenbare Woche,

bb) für das Ruhegeld bei Männern 2,70 S,
bei Frauen 1,90 S für jeden anrechen-
baren Monat,

cc) für die Knappschaftsvollrente bei
Männern 4,60 S bei Frauen 3,— S für
jeden anrechenbaren Monat,

dd) für die Knappschaftsrente bei Män-
nern 2,90 S, bei Frauen 1,90 S für
jeden anrechenbaren Monat.

Wird aus der österreichischen Pensions-
versicherung ein Abgeltungsbetrag für
Zeiten einer Beschäftigung als Arbeiter vor
dem 1. Jänner 1939 gewährt, so sind
Steigerungsbeträge nur für die nach dem
31. Dezember 1938 gelegenen türkischen
Versicherungszeiten anzusetzen.

m) Die Pensionssonderzahlungen aus der
österreichischen Pensionsversicherung ge-
bühren im Ausmaß der österreichischen
Teilleistung; Artikel 21 ist entsprechend
anzuwenden.

13. Zu Artikel 22 des Abkommens:

Die österreichischen Rechtsvorschriften über
die Feststellung einer Gesamtrente wegen
eines neuerlichen Arbeitsunfalles oder einer
neuerlichen Berufskrankheit finden keine An-
wendung.

14. Zu Artikel 24 des Abkommens:

Die Bestimmungen gelten, soweit es sich um
Dienstnehmer nach Artikel 8 Absatz 1 han-
delt, ohne Rücksicht auf deren Staatsange-
hörigkeit.

Dieses Schlußprotokoll ist Bestandteil des Ab-
kommens zwischen der Republik Österreich und
der Türkischen Republik über Soziale Sicherheit.
Es tritt an demselben Tag in Kraft wie das
Abkommen und bleibt ebensolange wie dieses
in Kraft.

ZU URKUND DESSEN haben die Bevoll-
mächtigten dieses Schlußprotokoll unterzeichnet
und mit Siegeln versehen.

171
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GESCHEHEN zu Wien, am 12. Oktober 1966,
in vier Urschriften, je zwei in deutscher und
türkischer Sprache, wobei beide Texte in gleicher
Weise authentisch sind.

Für die
Republik Österreich:

Dr. Lujo Tončič-Sorinj m. p.

Für die
Türkische Republik:

Seyfi Turagay m. p.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Abkommen samt Schlußprotokoll für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik
Österreich die gewissenhafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Justiz, vom Bundesminister für soziale
Verwaltung, vom Bundesminister für Finanzen und vom Bundesminister für Auswärtige Angelegen-
heiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 28. Juli 1967

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Klaus

Der Bundesminister für Justiz:
Klecatsky

Der Bundesminister für soziale Verwaltung:
Rehor

Der Bundesminister für Finanzen:
Schmitz

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Tončič

Die Ratifikationsurkunden zum vorliegenden Abkommen sind am 12. August 1969 in Ankara
ausgetauscht worden; das Abkommen tritt somit gemäß seinem Artikel 38 am 1. Oktober 1969
in Kraft.

Klaus
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338.

VEREINBARUNG ZUR DURCHFÜH-
RUNG DES ABKOMMENS ZWISCHEN
DER REPUBLIK ÖSTERREICH UND
DER TÜRKISCHEN REPUBLIK ÜBER

SOZIALE SICHERHEIT

Auf Grund des Artikels 26 Absatz 1 des Ab-
kommens zwischen der Republik Österreich und
der Türkischen Republik über Soziale Sicherheit
vom 12. Oktober 1966 — im folgenden als Ab-
kommen bezeichnet — haben die zuständigen
Behörden der beiden Vertragsstaaten, und zwar

für die Republik Österreich:

das Bundesministerium für soziale Verwaltung
und das Bundesministerium für Finanzen,
vertreten durch Herrn Sektionsrat Dr. Franz
Hausner,

für die Türkische Republik:

das Arbeitsministerium,
vertreten durch Herrn Nedim Ergun,
Stellvertretender Generalsekretär der Sozial-
versicherungsanstalt,

zur Durchführung des Abkommens die nach-
stehenden Bestimmungen vereinbart:

ABSCHNITT I

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1

Verbindungsstellen im Sinne des Artikels 26
Absatz 1 des Abkommens sind

1. in Österreich

der Hauptverband der österreichischen
Sozialversicherungsträger — Verbindungs-
stelle für zwischenstaatliche Sozialversiche-
rung in Wien,

2. in der Türkei

die Sozialversicherungsanstalt (Sosyal Sigor-
talar Kurumu Genel Müdürlügü) in Ankara.
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Artikel 2

(1) In dieser Vereinbarung werden die im Ar-
tikel 1 des Abkommens angeführten Ausdrücke
in der dort festgelegten Bedeutung verwendet.

(2) In dieser Vereinbarung werden die in den
Artikeln 15 und 24 des Abkommens genannten
Versicherungsträger des Aufenthaltsortes sowie
die nach Artikel 13 Absatz 1 des Abkommens für
die Leistungsgewährung in Betracht kommenden
Versicherungsträger als „aushelfender Versiche-
rungsträger" bezeichnet.

Artikel 3

(1) In den Fällen des Artikels 8 Absatz 1 Buch-
stabe a des Abkommens legt der Versicherte den
in Betracht kommenden Stellen des Vertrags-
staates, in dessen Gebiet er entsendet wird, eine
Bescheinigung vor, daß auf ihn die Rechtsvor-
schriften des Entsendestaates weiterhin Anwen-
dung finden.

(2) Die Bescheinigung wird ausgestellt, wenn
die Beschäftigung ausgeübt wird,

in Österreich
vom zuständigen Träger der Krankenver-
sicherung, wenn aber die Beschäftigung in
Österreich nicht der Krankenversicherung
unterliegt, von der österreichischen Verbin-
dungsstelle,

in der Türkei
von der Sozialversicherungsanstalt.

(3) Die Weiteranwendung der bisherigen
Rechtsvorschriften im Sinne des Artikels 8 Ab-
satz 1 Buchstabe a des Abkommens ist bei der
zuständigen Behörde oder der von ihr bestimm-
ten Stelle des Vertragsstaates zu beantragen, nach
dessen Rechtsvorschriften die Versicherung durch-
geführt wird. Diese Behörde äußert sich zu dem
Antrag und leitet ihn unverzüglich an die zu-
ständige Behörde des anderen Vertragsstaates
weiter, die über den Antrag entscheidet und den
Antragsteller, den zuständigen Versicherungs-
träger sowie die zuständige Behörde des Ver-
tragsstaates, nach dessen Rechtsvorschriften die
Versicherung durchgeführt wird, von ihrer Ent-
scheidung benachrichtigt.

ABSCHNITT II

BESONDERE BESTIMMUNGEN

K a p i t e l 1

Krankenversicherung

Artikel 4

(1) In den Fällen des Artikels 11 Absatz 1 des
Abkommens legt der Versicherte erforderlichen-
falls dem in Betracht kommenden Versicherungs-
träger eine Bescheinigung über die Versicherungs-
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zeiten vor, die er nach den Rechtsvorschriften des
Herkunftstaates zurückgelegt hat.

(2) Die Bescheinigung wird auf Ersuchen des
Versicherten von dem Versicherungsträger aus-
gestellt, bei dem die Versicherung vor der Aus-
reise zuletzt bestanden hat. War der Versicherte
innerhalb des letzten Jahres bei mehreren Ver-
sicherungsträgern versichert, so haben erforder-
lichenfalls alle in Betracht kommenden Ver-
sicherungsträger eine solche Bescheinigung auszu-
stellen.

(3) Legt der Versicherte die Bescheinigung nicht
vor, so kann der nach Absatz 1 in Betracht kom-
mende Versicherungsträger den (die) in Absatz 2
bezeichneten Versicherungsträger um Ausstellung
und Übersendung der Bescheinigung(en) ersuchen.

Artikel 5

(1) In den Fällen des Artikels 11 Absatz 2
und des Artikels 12 Absätze 1 und 2 des Abkom-
mens legt der Versicherte dem aushelfenden
Versicherungsträger zum Nachweis des An-
spruches eine Bescheinigung des zuständigen Ver-
sicherungsträgers vor. Diese Bescheinigung gibt
insbesondere die Zeitdauer an, für die Leistungen
gewährt werden dürfen. Sind Geldleistungen zu
gewähren, so gibt die Bescheinigung überdies die
Höhe der auszuzahlenden Beträge an. Legt der
Versicherte die Bescheinigung nicht vor, so kann
der aushelfende Versicherungsträger den zustän-
digen Versicherungsträger um Ausstellung und
Übersendung der Bescheinigung ersuchen.

(2) Tritt der Versicherungsfall im Gebiete des
anderen Vertragsstaates ein, so ist der Anspruch
auf Geldleistungen beim aushelfenden Versiche-
rungsträger geltend zu machen, der den Antrag
unter Beischluß eines vertrauensärztlichen Berich-
tes, aus dem die voraussichtliche Dauer der
Arbeitsunfähigkeit hervorgeht, unverzüglich an
den zuständigen Versicherungsträger weiterleitet.
Absatz 1 findet sinngemäß Anwendung.

(3) Der aushelfende Versicherungsträger unter-
stellt den Leistungsempfänger der Krankenkon-
trolle, als handle es sich um einen eigenen
Versicherten.

(4) Leistungen im Sinne des Artikels 12 Ab-
satz 4 des Abkommens sind insbesondere

1. Körperersatzstücke, orthopädische Apparate
und Stützapparate einschließlich gewebebe-
spannter orthopädischer Korsette nebst Er-
gänzungsteilen, Zubehör und Werkzeugen;

2. orthopädische Maßschuhe, gegebenenfalls mit
dem dazugehörigen Normalschuh (nicht
orthopädisch);

3. Kiefer- und Gesichtsplastiken, Perücken;
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4. Modellabdrucke (Nachbildungen der verschie-
denen Körperteile), die benützt werden, um
die unter den Ziffern 1 bis 3 genannten
Gegenstände richtig anzupassen;

5. Kunstaugen, Kontaktschalen, Vergrößerungs-
brillen und Fernrohrbrillen;

6. Hörgeräte, namentlich akustische und phone-
tische Geräte;

7. Zahnersatz (festsitzender und herausnehm-
barer) und Verschlußprothesen der Mund-
höhle;

8. Krankenfahrzeuge, Rollstühle sowie andere
mechanische Fortbewegungsmittel;

9. Blindenführhunde;

10. Erneuerung der unter den Ziffern 1 bis 8
genannten Gegenstände;

11. alle übrigen Heilbehelfe, Hilfsmittel und
ähnliches, deren Anschaffungskosten in Öster-
reich Schilling 1500'—, in der Türkei türki-
sche Pfund 650'— übersteigen.

Sind derartige Leistungen bei unbedingter Dring-
lichkeit im Sinne des Artikels 12 Absatz 4 des
Abkommens ohne Zustimmung des zustän-
digen Versicherungsträgers gewährt worden, so
teilt der aushelfende Versicherungsträger dies
unverzüglich dem zuständigen Versicherungs-
träger mit.

(5) Die Absätze 1 bis 4 finden auf die Familien-
angehörigen, die sich vorübergehend im Gebiete
des anderen Vertragsstaates aufhalten, ent-
sprechend Anwendung.

Artikel 6

(1) In den Fällen des Artikels 13 Absatz 1 des
Abkommens ist wie folgt vorzugehen:

a) Der Versicherte legt dem für ihn zustän-
digen Versicherungsträger eine Mitteilung
des aushelfenden Versicherungsträgers in
dreifacher Ausfertigung über die Familien-
angehörigen vor, die im Gebiete des ande-
ren Vertragsstaates wohnen. In der Beschei-
nigung dürfen keine Familienangehörigen
angeführt werden, die auf Grund eigener
Versicherung Anspruch auf Leistungen
haben.

b) Der für den Versicherten zuständige Ver-
sicherungsträger bescheinigt auf dieser Mit-
teilung, welche der angeführten Personen
Familienangehörige nach den für ihn maß-
gebenden Rechtsvorschriften sind.

c) Je eine Ausfertigung der Bescheinigung ist
dem aushelfenden Versicherungsträger und
dem Versicherten unverzüglich zu über-
mitteln.
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(2) Der Versicherte und seine Familienange-
hörigen haben den aushelfenden Versicherungs-
träger von jeder Änderung in ihren Verhält-
nissen zu unterrichten, die den Anspruch der
Familienangehörigen auf die Sachleistungen be-
rühren könnte, insbesondere von jeder Beendi-
gung oder jedem Wechsel der Beschäftigung oder
von jedem Wechsel des Wohn- oder Aufenthalts-
ortes des Versicherten oder eines Familienange-
hörigen.

(3) Der Verlust der Angehörigeneigenschaft ist
von dem für den Versicherten zuständigen Ver-
sicherungsträger dem aushelfenden Versicherungs-
träger unverzüglich anzuzeigen.

(4) In den Fällen des Artikels 13 Absatz 2 des
Abkommens wird der aushelfende Versicherungs-
träger über Ersuchen des für den Versicherten
zuständigen Versicherungsträgers für jeden Fami-
lienangehörigen Art, Umfang und Dauer der vor
dem Wohnortwechsel gewährten Leistungen mit-
teilen.

Artikel 7

(1) In den Fällen des Artikels 14 Absatz 2 des
Abkommens legt der Pensions- oder Rentenbe-
rechtigte dem aushelfenden Versicherungsträger
eine Bescheinigung vor, in welcher der Ver-
sicherungsträger, der die Pension oder Rente
schuldet, bestätigt, daß der Berechtigte für
sich und allfällige Familienangehörige Anspruch
auf Sachleistungen nach den Rechtsvorschriften
hat, nach denen die Pension oder Rente geschuldet
wird. Der Versicherungsträger, der die Beschei-
nigung ausstellt, sendet Zweitschriften davon an
die Verbindungsstellen der Vertragsstaaten. Arti-
kel 6 Absätze 1 und 2 ist entsprechend mit der
Maßgabe anzuwenden, daß in Österreich an die
Stelle des zuständigen Versicherungsträgers die
Verbindungsstelle tritt.

(2) Der Versicherungsträger, der die Bescheini-
gung ausgestellt hat, teilt unverzüglich der Ver-
bindungsstelle des anderen Vertragsstaates in
zweifacher Ausfertigung das Erlöschen des An-
spruches auf Sachleistungen des Berechtigten mit.
Die Verbindungsstelle hat hievon den aushelfen-
den Versicherungsträger unverzüglich in Kennt-
nis zu setzen. In gleicher Weise ist die Verbin-
dungsstelle des Vertragsstaates zu verständigen,
in dem der Versicherungsträger, der die Bescheini-
gung ausgestellt hat, seinen Sitz. hat.

Artikel 8

(1) Geldleistungen, die auf Grund einer Beschei-
nigung nach Artikel 5 gebühren, werden vom
aushelfenden Versicherungsträger in der Währung
des Staates, in dem er seinen Sitz hat, für Rech-
nung des zuständigen Versicherungsträgers ausge-
zahlt. Die Umrechnung erfolgt zum Wechselkurs
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des Tages der Auszahlung. Falls in einem Ver-
tragsstaat die Währung des anderen Vertrags-
staates nicht offiziell notiert, so ist die Umrech-
nung über die am Tag der Auszahlung in beiden
Vertragsstaaten maßgebenden Kurse des US-
Dollars (Devise New York) vorzunehmen.

(2) Der Anspruch auf Erstattung der ausge-
zahlten Beträge ist vom aushelfenden Versiche-
rungsträger nach Abschluß des Leistungsfalles
oder für jedes Kalendervierteljahr durch Vermitt-
lung der Verbindungsstellen beim zuständigen
Versicherungsträger geltend zu machen und
binnen zwei Monaten nach Eingang der Forde-
rung zu erfüllen. Eventuelle Berichtigungen kön-
nen binnen sechs Monaten nach der Zahlung
vorgenommen werden.

Artikel 9
Die zuständigen Versicherungsträger erstatten

den aushelfenden Versicherungsträgern, die nach
Artikel 11 Absatz 2, Artikel 12 Absätze 1, 2 und
6, Artikel 13 Absatz 1 und Artikel 14 Absatz 2
des Abkommens Sachleistungen gewährt haben,
die dadurch entstandenen tatsächlichen Aufwen-
dungen, die sich aus der Rechnungsführung dieser
Versicherungsträger ergeben. Die Bestimmung des
Artikels 8 Absatz 2 findet entsprechende Anwen-
dung.

K a p i t e l 2

Pensionsversicherung

Titel 1
Feststellung der Leistungen

Artikel 10

(1) Anträge auf Leistungen nach den Bestim-
mungen des Abschnittes II Kapitel 2 des Abkom-
mens sollen beim zuständigen Versicherungsträger
des Wohnortstaates nach den jeweils maß-
gebenden Rechtsvorschriften eingereicht werden.
Wurde der Antrag bei einer anderen zu seiner
Entgegennahme berechtigten Stelle eingebracht,
so wird ihn diese Stelle unverzüglich an den zu-
ständigen Versicherungsträger des Wohnortstaates
weiterleiten.

(2) Beansprucht ein Versicherter oder ein Hin-
terbliebener, der nicht in Österreich oder in der
Türkei wohnt, eine Leistung nach den Bestim-
mungen des Abschnittes II Kapitel 2 des Abkom-
mens, so soll der Antrag bei der Verbindungs-
stelle des Vertragsstaates eingebracht werden,
nach dessen Rechtsvorschriften der Versicherte
zuletzt versichert war.

(3) Der Antrag ist in zweifacher Ausfertigung
mittels eines Formblattes zu stellen.

(4) Die Bestimmung des Absatzes 2 gilt ent-
sprechend für Antragsteller, die im Gebiet eines
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Vertragsstaates wohnen und Leistungen aus-
schließlich nach den Rechtsvorschriften des ande-
ren Vertragsstaates beanspruchen.

(5) Die Richtigkeit der Angaben zur Person
des Antragstellers beziehungsweise Versicherten
und dessen Familienangehörigen ist von der den
Antrag entgegennehmenden Stelle zu bestätigen.
Die Übersendung des Antrages ersetzt, soweit die
Angaben bestätigt sind, die Übersendung der Be-
weisstücke.

(6) Der zuständige Versicherungsträger des
Wohnortstaates leitet eine Ausfertigung des An-
trages unverzüglich, erforderlichenfalls durch
Vermittlung der Verbindungsstellen, an den zu-
ständigen Versicherungsträger des anderen Ver-
tragsstaates.

Artikel 11

(1) Der zuständige Versicherungsträger des
Wohnortstaates trägt alle zur Leistungsfeststel-
lung erforderlichen Angaben in ein Formblatt
(dreifach) ein.

(2) Der zuständige Versicherungsträger des
anderen Vertragsstaates verfährt nach Erhalt der
Antragsausfertigung ebenfalls nach Absatz 1.

(3) Sobald einer der zuständigen Versicherungs-
träger im Formblatt die nach den für ihn gel-
tenden Rechtsvorschriften erworbenen Versiche-
rungszeiten eingetragen hat, übersendet er zwei
Ausfertigungen des Formblattes dem zuständigen
Versicherungsträger des anderen Vertragsstaates
entweder unmittelbar oder durch Vermittlung
der Verbindungsstelle des letzteren Staates. Falls
Leistungen wegen geminderter Erwerbsfähigkeit
(Invalidität, Berufsunfähigkeit, Dienstunfähigkeit)
beansprucht wurden und der zuständige Versiche-
rungsträger des Wohnortstaates eine ärztliche
Untersuchung durchgeführt hat, ist eine Ausfer-
tigung des Gutachtens anzuschließen.

(4) Das weitere Verfahren wickelt sich zwischen
den zuständigen Versicherungsträgern unmittel-
bar ab.

(5) Sollten die von den zuständigen Versiche-
rungsträgern nach Absatz 3 ausgefertigten Form-
blätter bei einem dieser Versicherungsträger zu-
sammentreffen oder sich bei ihrer Übersendung
kreuzen, so ist für das weitere Verfahren nur
mehr das vom zuständigen Versicherungsträger
des Wohnortstaates ausgefertigte Formblatt zu
verwenden.

Artikel 12

(1) Der zuständige Versicherungsträger des
Nichtwohnortstaates übermittelt nach Abschluß
des Verfahrens dem zuständigen Versicherungs-
träger des Wohnortstaates unter Beischluß des er-
gänzten Formblattes (zweifach) zwei Ausfertigun-
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gen seiner auf Grund der Angaben im Formblatt
getroffenen Entscheidung.

(2) Der zuständige Versicherungsträger des
Wohnortstaates trifft sodann seine Entscheidung
und stellt diese zusammen mit der Entscheidung
des zuständigen Versicherungsträgers des Nicht-
wohnortstaates dem Antragsteller zu.

(3) Der zuständige Versicherungsträger des
Wohnortstaates verständigt den zuständigen Ver-
sicherungsträger des Nichtwohnortstaates von der
Zustellung seiner Entscheidung durch Übersen-
dung einer entsprechend ergänzten Ausfertigung
des Formblattes, der eine Ausfertigung seiner
Entscheidung beizufügen ist.

(4) Die zuständigen Versicherungsträger haben
je eine Ausfertigung ihrer Entscheidung der Ver-
bindungsstelle des Wohnortstaates zu übermit-
teln.

Artikel 13

(1) Stellt einer der zuständigen Versicherungs-
träger fest, daß ein Anspruch auf eine Leistung
nach Artikel 21 des Abkommens besteht, so setzt
er den Betrag der Leistung fest und benachrich-
tigt den zuständigen Versicherungsträger des
anderen Vertragsstaates.

(2) Bei Anwendung des Artikels 21 des Abkom-
mens werden die in verschiedenen Währungen
ausgedrückten Beträge nach dem Wechselkurs des
Tages umgerechnet, an dem die Pension errechnet
ist. Falls in einem Vertragsstaat die Währung des
anderen Vertragsstaates nicht offiziell notiert, so
ist die Umrechnung über die am Stichtag in
beiden Vertragsstaaten maßgebenden Kurse des
US-Dollar (Devise New York) vorzunehmen.

Titel 2

Zahlung der Leistungen der
Pensionsversicherung

Artikel 14

(1) Die Leistungen werden an Berechtigte, die
im anderen Vertragsstaat wohnen, für Rechnung
des zuständigen Versicherungsträgers im Auftrage
der Verbindungsstelle des Vertragsstaates, in dem
der zuständige Versicherungsträger seinen Sitz
hat, von der Verbindungsstelle des Vertrags-
staates, in dem der Berechtigte wohnt, ausge-
zahlt.

(2) Die Verbindungsstelle des Wohnortstaates
zahlt die Leistungen in gleicher Weise an die
Berechtigten aus, wie sie für die Auszahlung der
Leistungen der Pensionsversicherung dieses Staates
üblich ist. Die Fälligkeit der Leistungen richtet
sich nach den Rechtsvorschriften, die für den zu-
ständigen Versicherungsträger gelten. Keinesfalls
dürfen die Leistungen vor ihrer Fälligkeit ausge-
zahlt werden.
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Artikel 15

(1) Die zuständigen Versicherungsträger beider
Vertragsstaaten fassen die Zahlungen in Zah-
lungslisten (zweifach) zusammen, die für ihre
Rechnung an die Leistungsberechtigten durchzu-
führen sind, die im anderen Vertragsstaat
wohnen. Die Zahlungslisten enthalten die fol-
genden Daten:

Vor- und Zuname, Geburtsdaten, Anschrift der
Leistungsberechtigten und Leistungsempfänger,
Art der Leistung, Zeitraum, auf den sich die
Zahlung bezieht, und den Betrag der Leistung.

(2) Die Zahlungslisten (zweifach) sind von den
zuständigen Versicherungsträgern des Nicht-
wohnortstaates der Verbindungsstelle dieses
Staates zu übermitteln. Gleichzeitig sind dieser
Verbindungsstelle auch die Endbeträge der Zah-
lungslisten zu überweisen.

(3) Die Verbindungsstelle des Nichtwohnort-
staates übersendet die Zahlungslisten (zweifach)
gesammelt spätestens 24 Tage vor Fälligkeit der
Leistungen an die Verbindungsstelle des •Wohn-
ortstaates, welche die Zahlung durchzuführen
hat.

(4) Die zur Auszahlung der Leistungen erfor-
derlichen Beträge sind der Verbindungsstelle des
Wohnortstaates so zu überweisen, daß sie spä-
testens 14 Tage vor Fälligkeit der Leistungen bei
dieser Verbindungsstelle einlangen. Die Verbin-
dungsstellen können Näheres hinsichtlich der
Überweisungen vereinbaren. Darüber hinaus kann
auch die Verrechnung der wechselseitig zu zahlen-
den Beträge vereinbart werden.

Artikel 16

(1) Die Leistungen werden von der Verbin-
dungsstelle des Wohnortstaates ohne Abzug von
Verwaltungs- und Überweisungskosten zu dem
Kurs ausgezahlt, zu dem ihr der von der Verbin-
dungsstelle des anderen Vertragsstaates nach
Artikel 15 Absatz 4 überwiesene Gesamtbetrag
gutgeschrieben wurde.

(2) Erhält die Verbindungsstelle des Wohnort-
staates von einem Umstand Kenntnis, der das
Ruhen oder den Wegfall der Leistung zur Folge
hat, so stellt sie die Zahlung ein. Das gleiche gilt,
wenn der Berechtigte seinen Wohnort in einen
dritten Staat verlegt. Die Verbindungsstelle des
Wohnortstaates teilt der Verbindungsstelle des
anderen Vertragsstaates unverzüglich jeden Grund
für die Einstellung der Zahlung sowie gegebenen-
falls den Tag mit, an dem der Berechtigte ver-
storben ist oder eine Witwe oder ein Witwer sich
wieder verheiratet hat. Nicht ausgezahlte Beträge
werden so bald wie möglich zurücküberwiesen.
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K a p i t e l 3

Versicherung gegen Arbeitsunfälle
und Berufskrankheiten

Artikel 17

(1) Anträge auf Rente oder Sterbegeld aus der
Versicherung gegen Arbeitsunfälle und Berufs-
krankheiten des anderen Vertragsstaates sollen
bei der Verbindungsstelle des Wohnortstaates
mittels eines Formblattes gestellt werden; der An-
trag ist unverzüglich an die Verbindungsstelle des
anderen Vertragsstaates zur Weiterleitung an den
zuständigen Versicherungsträger zu übermitteln.

(2) Für die Zahlung der Leistungen nach Ab-
satz 1 gelten die Vorschriften des Kapitels 2
Titel 2 entsprechend.

Artikel 18

In den Fällen des Artikels 22 des Abkommens
hat der Antragsteller dem zuständigen Versiche-
rungsträger die erforderlichen Daten über die
früher eingetretenen Arbeitsunfälle und Berufs-
krankheiten mitzuteilen, auf die die Rechtsvor-
schriften des anderen Vertragsstaates anwendbar
sind, und zwar ohne Rücksicht auf den Grad der
Erwerbsunfähigkeit, die durch diese Fälle ver-
ursacht worden ist. Hält dieser Versicherungs-
träger es für erforderlich, kann er die Versiche-
rungsträger, die für die früher eingetretenen
Arbeitsunfälle oder Berufskrankheiten zuständig
waren, um die zweckmäßigen Unterlagen er-
suchen.

Artikel 19
(1) Die zu gewährenden Geldleistungen, die nicht

Rente oder Sterbegeld sind, werden über Er-
suchen und auf Rechnung des zuständigen Ver-
sicherungsträgers an Berechtigte im anderen Ver-
tragsstaat vom aushelfenden Versicherungsträger
gezahlt. Das Ersuchen ist mittels eines Formblattes
entweder unmittelbar oder durch Vermittlung
der Verbindungsstelle des Wohnortstaates an den
aushelfenden Versicherungsträger zu richten. Die
Bestimmungen des Artikels 5 Absätze 1 bis 3 sind
entsprechend anzuwenden.

(2) Für die Erstattung der ausgezahlten Be-
träge gilt Artikel 8.

Artikel 20

(1) Die nach Artikel 24 des Abkommens ge-
bührenden Sachleistungen werden an Berechtigte
im anderen Vertragsstaat vom aushelfenden Ver-
sicherungsträger zu Lasten des zuständigen Ver-
sicherungsträgers auf Antrag gewährt. Der An-
trag ist in zweifacher Ausfertigung mittels eines
Formblattes zu stellen.

(2) Der Antragsteller muß nachweisen oder
glaubhaft machen, daß die Sachleistungen wegen



82. Stück — Ausgegeben am 30. September 1969 — Nr. 338 1827

der Folgen eines vom zuständigen •Versicherungs-
träger anerkannten oder zu entschädigenden
Arbeitsunfalles (Berufskrankheit) beansprucht
werden. In diesen Fällen kann die beantragte
Leistung auch vor Erteilung der Zustimmung
durch den zuständigen Versicherungsträger ge-
währt werden.

(3) Der aushelfende Versicherungsträger leitet
eine Ausfertigung des Antrages unverzüglich, er-
forderlichenfalls durch Vermittlung der Verbin-
dungsstellen, an den zuständigen Versicherungs-
träger des anderen Vertragsstaates. Dieser teilt
dem aushelfenden Versicherungsträger unverzüg-
lich mit, ob die Voraussetzungen für die Gewäh-
rung von Sachleistungen gegeben sind oder nicht.

(4) Für die Geltendmachung und Erstattung der
für Sachleistungen aufgewendeten Kosten gilt
Artikel 9 entsprechend.

K a p i t e l 4

Leistungen für Rinder

Artikel 21
(1) Zur Erlangung der Kinderbeihilfe werden

den türkischen Staatsbürgern von der Anstalt für
Arbeits- und Arbeitervermittlung (Iş ve Işci
Bulma Kurumu) oder von der Sozialversicherungs-
anstalt Bescheinigungen ausgestellt werden, aus
denen hervorgeht:

a) die persönlichen Daten des türkischen
Dienstnehmers,

b) Vor- und Familienname der Kinder, für
die Kinderbeihilfe beansprucht wird,

c) die Geburtsdaten der Kinder,
d) der Familienstand der Kinder,
e) in welchem Kindschaftsverhältnis die Kin-

der zum Dienstnehmer stehen (eheliches
Kind, uneheliches Kind, Stiefkind, Adoptiv-
kind, Pflegekind),

f) ob die Kinder, wenn sie nicht zum Haus-
halt des Dienstnehmers gehören, von ihm
überwiegend erhalten werden,

g) und, sofern die Kinder ein eigenes Einkom-
men haben, die Höhe dieses Einkommens in
türkischen Pfund.

(2) Die Geltungsdauer der Bescheinigungen ist
mit einem Jahr ab Ausstellungsdatum zu begren-
zen.

ABSCHNITT III

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 22
(1) Die Verwaltungshilfe nach Artikel 26 Ab-

satz 3 und in den Fällen der Artikel 27 und 28
des Abkommens wird durch Vermittlung der
Verbindungsstellen geleistet. Die Verwaltungs-
behörden und Versicherungsträger können auch
unmittelbar miteinander verkehren.
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(2) Die Kosten für ärztliche Untersuchungen,
Gutachten und Befunde einschließlich der Kosten
der Unterbringung zu Beobachtungszwecken so-
wie notwendige Reisekosten, die in Durchfüh-
rung des Artikels 27 des Abkommens angefallen
sind, werden gegen Vorlage einer Kostenaufstel-
lung durch Vermittlung der Verbindungsstelle er-
stattet.

(3) Die Kosten nach Absatz 2 werden nicht er-
stattet, wenn die Maßnahmen im Einzelfall nach
den Rechtsvorschriften beider Vertragsstaaten
erforderlich sind.

Artikel 23

Die Verbindungsstellen können mit Zustim-
mung der zuständigen Behörden Vordrucke für
die Bescheinigungen, Formblätter und sonstigen
Schriftstücke vereinbaren, die zur Anwendung
des Abkommens und dieser Vereinbarung not-
wendig sind.

Artikel 24

Diese Vereinbarung tritt gleichzeitig mit dem
Abkommen in Kraft.

Gefertigt in Istanbul, am 3. Februar 1967, in
vier Urschriften, je zwei in deutscher und türki-
scher Sprache, wobei beide Texte in gleicher
Weise authentisch sind.

Für das Bundesministerium für soziale Verwal-
tung und das Bundesministerium für Finanzen:

Hausner m. p.

Für das Arbeitsministerium:

Ergun m. p.

Die vorliegende Vereinbarung tritt gemäß ihrem Artikel 24 am 1. Oktober 1969 in Kraft.

Klaus


